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J.  ABSCHNITT. 


Die  finanzielle  Lage  der  Türkei  bis  zum  Staats- 
bankerott  im  Jahre  1876. 

Die  Geschichte  der  türkischen  Finanzen  ist  seit  jeher 
mit  den  politischen  Zuständen  des  Landes  so  eng  verknüpft 
gewesen,  und  die  Wechselbeziehungen  zwischen  einzelnen 
europäischen  Kabinetten  und  der  Hohen  Pforte  von  so  maß- 
gebendem Einfluß  auf  den  türkischen  Geldmarkt,  daß  ich  es 
für  geboten  halte,  in  dem  ersten  Abschnitt  der  vorHegenden 
Abhandlung  über  die  türkischen  Staatsschulden,  auf  ihre  Vorge- 
schichte in  vorwiegend  historischer  Beleuchtung  näher  einzu- 
gehen, und  insbesondere  auf  die  Hauptmomente  hinzuweisen, 
die  das  türkische  Reich  zu  dem  großen  Staatsbankerott  vom 
Jahre  1876  geführt  haben.  ,^L'histoire  financiere  de  la  Turquie" 
sagt  du  Velay,  ,,est  bien  une  veritable  introduction  ä  son 
histoire  politique,  sans  connaitre  la  premiere,  on  risque  de 
se  meprendre  sur  la  seconde,  et  elles  se  completent  l'une  et 
l'autre  au  point  d'etre  souvent  confondues^^  Noch  treffender 
könnte  man  sagen,  histoire  politique  de  la  Turquie  est  bien 
une  veritable  introduction  ä  son  histoire  financiere. 

Die  expansionspoUtischen  Bestrebungen  der  Türkei  und 
die  daraus  resultierenden  Kriege,  die  sie  seit  dem  Anfang  ihres 
Bestehens  zu  allen  Zeiten  und  mit  allen  ihren  Nachbarstaaten 
zu  führen  gehabt  hatte,  und  nicht  zum  wenigsten  der  maßlos 
verschwenderische  Hofhalt  einer  ganzen  Reihe  prachthebender 
und  launischer  Sultane  haben  den  großherrlichen  Staatsschatz 


^)  Du  Velay:  Essai  sur  l'htstoire  financiere  de  la  Turquie  (Paris 

1908). 


niemals  empfindlich  zu  schwächen  vermocht.  Der  Reichtum 
des  Orients  und  seiner  Fürsten  wurde  während  des  ganzen 
Mittelalters  hindurch  gerühmt,  wenn  auch  Schätzungen  auch 
nur  von  annähernder  Genauigkeit  über  Einnahmen  und  Aus- 
gaben der  Pforte  oder  gar  eines  alttürkischen  Budgets  uns 
gänzlich  fehlen  und  überdies  die  diesbezüglichen  Angaben  des 
byzantinischen  Kardinals  Bessarion  und  endlich  die  Gesandt- 
schaftsberichte zahlreicher  venezianischer  Bevollmächtigter  an 
die  Signorie  uns  keine  genügenden  Anhaltspunkte  gewähren 
dürften.  Freilich  sei  anderseits  konstatiert,  daß  der  nach  dem 
Tode  Solimans  des  Prächtigen  beginnende  Machtverfall  des 
türkischen  Staates  Hand  in  Hand  mit  dem  allmählichen  Rück- 
gang seiner  Finanzen  gegangen  ist,  ohne  jedoch,  daß  der 
Fiskus  dadurch  in  irgend  welche  nennenswerte  finanzielle 
Verlegenheit  geraten  w^äre.i)  Die  Tatsache  allein,  daß  der 
Stand  der  türkischen  Finanzen  bis  in  die  öOiger  Jahren  des 
vorigen  Jahrhunderts  so  beschaffen  war,  daß  die  Inanspruch- 
nahme ausländischer  Geldhülfe  in  Gestalt  von  Anleihen  nicht 
notwendig  erschien,  mag  zur  allgemeinen  Charakterisierung 
der  damaligen  Finanzlage  des  Reiches  genügen. 

Wie  ist  nun  diese  finanzielle  Unabhängigkeit  der  Türkei 
von  den  europäischen  Geldmärkten  zu  verstehen?  Sicherlich 
nicht  daraus,  daß  man  etwa  annehmen  könnte,  eine  geordnete 
und  gesetzhch  bestimmte  Finanzverwaltung  sei  im  Lande  ge- 
übt worden :  Das  türkische  fiskalische  System  war  nichts  we- 
niger als  gerecht.  Die  Gründe  sind  vielmehr  politischer  Natur 
und  aus  der  ganzen  Struktur  des  islamitischen  Staates  zu  ver- 
stehen. 

Die  Türkei  war  seit  jeher  ein  auf  theokratisch  absolutis- 
tischer Grundlage  aufgebauter  Staat.  In  ihrem  Wesen  lag  es 
demnach  begründet,  daß  die  allgemeine  Finanzlage  ledigfich 
nach  dem  jeweiligen  Stande  des  großherrlichen  Aerars  beurteilt 
wurde.  Eine  Trennung  zwischen  Kammergut  und  Staatsgut 
lag  ebensowenig  vor  wie  in  den  vorkonstitutionellen  Staaten 

C.  V.  Sax:  Geschichte  des  Machtverfalls  der  Türkei  bis  Ende 
des  19.  Jahrhunderts  (Wien  1908). 

D.  G.  Rosen:  Geschichte  der  Türkei  von  1826  bis  1856. 


Europas.  Allein  während  im  Occident  noch  zur  Zeit  des  hu- 
manen Absolutismus  das  Wort  Friedrich  des  Großen  „Alles 
für  das  Volk  und  nichts  durch  das  Volk"  seine  Geltung  hatte, 
gehörte  es  seit  jeher  zu  den  Hauptmaximen  der  türkischen 
Politik  nichts  für  das  Volk,  geschweige  denn  etwas  durch  das 
Volk  zu  tun.  Land  und  Leute  fungierten  in  dem  ganzen 
Staatsorganismus  lediglich  als  Steuerquellen,  die  unter  der  fort- 
währenden Aussaugung  versiegt  wären,  wenn  das  Land  von 
Natur  aus  nicht  so  außerordenthch  begünstigt  wäre.  Die  poh- 
tische  Stellung  des  osmanischen  Staatsbürgers  weist  so  manche 
Analogie  mit  der  Stellung  des  französischen  Tiers-Etats  zur 
Zeit  des  absolutistischen  Königstums  auf,  mit  dem  allerdings 
grundlegenden  Unterschiede,  daß  im  Orient  der  politische  Gegen- 
satz nicht  so  sehr  in  der  Standesverschiedenheit  zweier  einander 
sich  bekämpfender  Gesellschaftsklassen  sich  dokumentierte, 
als  vielmehr  in  der  Rassenverschiedenheit  zahlreicher  neben- 
einander wohnender,  einst  selbständiger  Nationen,  und  in 
weit  größerem  Maße  in  dem  prinzipiellen  Gegensatze  zweier 
großer  einander  feindlich  gegenüberstehender  Glaubensbekennt- 
nisse, dem  Kampfe  zwischen  Mohammedanismus  und  Christen- 
tum, i)  Auf  Kosten  der  Wohlfahrt  und  des  Wohlstandes  einer 
hart  unterdrückten,  der  Willkür  und  Beutegier  herrschsüchtiger 
Palastbeamten  ausgesetzter  Bevölkerung,  namentlich  christ- 
licher Bauernbevölkerung,  ist  der  zunehmende  Reichtum  der 
großherrUchen  Staatskasse  gesichert  worden.  Darin  beruhte 
mithin  die  materielle  Unabhängigkeit  der  Türkei  von  dem 
europäischen  Geldmarkte,  die  außerdem  in  einer  türkischen 
VolkseigentümHchkeit  sich  kennzeichnete;  in  ihrer  Selbstüber- 
hebung hatte  es  nämlich  die  Regierung  der  Würde  des  Divans 
nicht  entsprechend  erachtet,  einen  auswärtigen  Staat  selbst  in 
den  Zeiten  der  höchsten  Geldnot  um  irgend  welche  mate- 
rielle Unterstützung  anzugehen  und  auch  jedes  Anerbieten 
von  außen  mit  Verachtung  zurückgewiesen. 

^)  Siehe  meine  Abhandlung:  Die  Rajabevölkerung  in  der  Türkei. 
München  1909.  (Ernst  Yper). 

Dr.  W.  Albrecht :  Grundriß  des  Osmanischen  Staatsrechtes  (Berlin 

1905). 
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Erst  mit  der  allmählichen  ümwandelung  der  türkischen 
Despotie  in  einen  Rechtsstaat  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahr- 
hunderts und  mit  dem  zunehmenden  Einflüsse  europäischer 
Kultur  auf  das  ganze  Fühlen  und  Denken  der  Türken  vollzieht 
sich  auch  ein  Wandel  in  der  politischen  Richtung  und  dem 
ganzen  Wirtschaftsleben  des  Landes. 

Dem  Erlaß  von  Hatti-Cherif  von  Gülhane^)  vom  Jahre 
1839  durch  den  Sultan  Abdul-Medschid,  der  Magna  Charta 
der  Osmanen,  folgte  im  Jahre  1856  der  Hatti-Humajun,  und 
endhch  im  Jahre  1876  das  eigentliche  Staatsgrundgesetz  und 
die  Verfassung  der  Türkei,  letztere  unter  den  Auspizien  des 
Sultans  Abdul-Hamid;  drei  großherrhche  Verfassungsurkunden^ 
die  die  Umgestaltung  des  gesamten  Staatsorganismus  auf  dem 
Gebiete  der  Verwaltung,  des  Finanz-  und  Justizwesens  be- 
zweckten. 

Der  Pforte  erwuchsen  allmählich  kulturelle  Aufgaben  und 
Pflichten  zur  Förderung  des  Gesamtwohls  ihrer  Untertanen. 
Die  Machthaber  wurden  sich  endlich  langsam  dessen  bewußt, 
daß  sie,  um  einen  mögUchst  hohen  und  dauerhaften  Ertrag 
aus  den  Steuern  zu  erzielen,  den  Resteuerten  das  zum  Re- 
triebe  Notwendigste  und  zu  ihrem  Unterhalte  nicht  nur  das 
Unabläßlichste  belassen  mußten,  sondern  daß  sie  sich  auch 
unter  Umständen  nicht  scheuen  durften,  beträchtliche  Opfer 
für  das  Volk  zu  bringen. 

Zunächst  wurde  der  Willkür  der  Provinzialbeamten  gegen- 
über der  bäuerlichen  Revölkerung  einige  Schranken  gesetzt, 
die  Steuerverpachtungen,  die  sogenannten  Iltizams,  ferner  der 
Verkauf  der  Ämter,  die  Vermögenskonfiskationen  und  andere 
Mißbräuche  dieser  Art  wurden  zwar  bereits  unter  Mahmud, 
dem  Vorgänger  Abdul  Medschids  einigermaßen  beseitigt,  aber 
nunmehr  endgültig  gesetzUch  verboten.  Ferner  wurde  die 
Gleichberechtigung  der  Rajas  mit  den  Mohammedanern  prokla- 
miert, die  Erhebungsart  der  Kopfsteuer  gemildert  und  eine 
ganze  Reihe  Reformen  administrativer,  finanziefler  und  juris- 


^)  Dr.  Friedr.  von  Kraelitz-Greifenhorst :   Die  Verfassungsgesetze 
des  Osmanischen  Reiches  (Leipzig  1909). 
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diktioneller  Art,  teils  bereits  eingeführt,  zum  größeren  Teil 
aber  vorbereitet. 

Alle  diese  Neuerungen  haben  mehr  oder  weniger  zur 
Hebung  des  Volks  und  seines  materiellen  Wohlstandes  wohl 
manches  beigetragen,  und  durch  die  Sicherstellung  der  Christen 
unter  den  Schutz  der  Großmächte  durch  die  Pariser  Deklara- 
tion vom  Jahre  1856  wurde  doch  wenigstens  einigermaßen 
Ruhe  und  Sicherheit  im  Lande  geschaffen. 

Allein,  was  für  die  weitere  Entwickelung  der  türkischen 
Finanzen  von  weittragender  Bedeutung  ist,  ist  der  Umstand, 
daß  gerade  diese  Reformen,  wie  mir  scheint,  am  allerwenigsten 
dazu  angetan  waren,  den  Stand  des  großherrlichen  Staats- 
schatzes auf  seiner  früheren  Höhe  zu  halten.  Das  Aufkommen 
der  neuen  Kultur  und  das  Platzgreifen  des  fiskalischen  System- 
wechsels hatten  grade  den  Rückgang  der  Reichsfinanzen  nur 
noch  beschleunigt.  Die  ehrwürdige  Finanzverwaltung  aus  den 
guten  alten  Zeiten,  der  mit  einem  Male  die  ergiebigsten  Steuer- 
quellen entzogen  wurden,  und  die  wohl  wenig  Lust  verspürt 
haben  mochte,  ihren  liebgewonnenen  Grundsätzen  nun  untreu 
zu  werden,  sah  sich  schließhch  genötigt,  nach  dem  Vorbilde 
Englands,  Frankreichs  und  Österreichs,  neben  der  Münzver- 
schlechterung, die  ja  in  der  Türkei  schon  seit  dem  Mittelalter 
her  ein  behebtes  Mittel  zur  Sanierung  der  Finanzen  war, 
neuerdings  zu  den  gewagtesten  Finanzoperationen  auf  dem 
Gebiete  der  Papiergeld  wir  tschaft  zu  greifen,  wodurch  die  heil- 
samen Wirkungen  der  Reformen  zunichte  gemacht  wurden. 
Vermehrt  wurde  diese  allgemein  herrschende  Finanzkalamität 
durch  den  unheilvollen  Krieg  vom  Jahre  1834,  den  die  Pforte 
gegen  ihren  ägyptischen  Vasallen  Mehmed-Ali  zu  führen  ge- 
habt hatte,  und  bei  dem  das  Ottomanische  Reich  nur  durch 
die  Intervention  der  Großmächte  vor  seinem  Untergange  be- 
wahrt werden  konnte. 

Mitten  in  diesen  Finanzwirren,  die  an  sich  noch  unge- 
fährhch  waren,  aber  sich  stetig  in  die  Länge  zogen  und  von 
Jahr  zu  Jahr  immer  verwickelter  sich  gestalteten,  brach  1853 
der  Krimkrieg  aus.  Er  bedeutet  einen  Wendepunkt  in  der 
politischen  Richtung  des  Landes  und  überhaupt  den  Anfang 


—    10  — 


einer  neuen  Ära  in  den  Annalen  der  türkischen  Geschichte. 
In  dem  darauffolgenden  Pariser  Kongreß  vom  Jahre  1856 
wurde,  nach  dem  Erlaß  des  bereits  erwähnten  Hatti-Humajun, 
die  definitive  Aufnahme  der  Türkei  in  die  europäische  Staaten- 
famihe,  d.  h.  ihre  völkerrechtliche  Anerkennung  statuiert,  und 
zugleich  wurde  ihr  der  Weg  geebnet,  aus  ihrer  jahrhundert- 
langen Isolierung  herauszutreten,  um  mit  den  Geldmärkten 
der  ziviHsierten  Nationen  Europas  die  engsten  Beziehungen 
anzuknüpfen.  Von  diesem  Zeitpunkte  an  beginnt  die  eigent- 
Uche  Finanzgeschichte  der  Türkei, 

Die  politischen  Vorteile,  die  die  Türkei  infolge  ihrer 
völkerrechtlichen  Anerkennung  und  durch  ihren  Sieg  über  die 
Russen  im  Bunde  mit  England  und  Frankreich  erlangt  hatte, 
waren  doch  zu  teuer  erkauft,  als  daß  sie  der  inneren,  immer 
noch  schwankenden  Finanzlage  zugute  gekommen  wären.  Im 
Gegenteil,  die  ungeheuren  Kriegskosten,  die  aufs  Äußerste  er- 
schlafften Kräfte  von  Land  und  Leuten  und  die  allgemein 
herrschende  Unsicherheit  im  Reiche  hatten  sie  nur  noch  ver- 
schlimmert. Wenn  aber  diese  Epoche  nichstdestoweniger  einen 
Wendepunkt  in  der  türkischen  Finanzgeschichte  bedeutet,  so 
ist  das  nur  insofern,  als  die  Pforte  entgegen  ihren  Traditionen 
diesmal  nicht  allein  die  ausländischen  Waffen,  sondern  auch 
zum  erstenmal  in  ihrer  Geschichte  die  ausländischen  Kapi- 
talien in  Anspruch  zu  nehmen  sich  gezwungen  gesehen  hat. 

Mit  Vernichtung  des  Janitscharenheeres  im  Jahre  1826 
durch  den  Sultan  Mahmud  war  die  mittelalterliche  Methode 
der  Kriegsführung  und  der  Heeresausrüstung  mit  ihrer  relativ 
geringen  Geldaufwande  ein  für  allemal  aus  der  Welt  geschafft. 
An  ihrer  Stelle  gelangte  noch  vor  der  Epoche  der  inneren 
Reformen  ein  modernes  Heer  zur  Ausbildung,  dessen  Füh- 
rung und  Unterhaltung  Anforderungen  an  das  Budget  zu  stellen 
begann,  denen  nunmehr  unmöglich  in  der  althergebrachten 
Weise  Rechnung  getragen  werden  konnte. 

Es  folgte  nun  jene  berüchtigte  Ära  der  sogenannten 
kontinuierlichen  Anleihen,  die  damit  ansetzte,  daß  England 


^)  Siehe  Morawitz-Schweitzer  S.  20. 
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noch  während  des  ersten  Kriegsjahres  der  Pforte  gegen  Ruß- 
land der  ersteren  zu  einer  3  Mill.  £  St.-Anleihe  zur  Deckung 
der  ersten  Mobihsierungskosten  verhalf,  und  ein  Jahr  darauf 
derselbe  Bundesgenosse  mit  Frankreich  vereint  zu  demselben 
Zwecke  eine  weitere  Summe  von  5  Mill.  £  St.  der  bedrängten 
Türkei  vorstrecken  mußte,  und  zwar  gegen  Verpfändung  des 
ägyptischen  Tributes i)  und  der  Zölle  von  Smyrna  und  Syrien. 
Während  nun  auf  der  einen  Seite  die  mannigfachsten  Privat- 
schulden des  Serails  und  der  Ministerien  mit  einer  geradezu 
verheerenden  Wirkung  kursierten,  wurde  1856  die  dritte  An- 
leihe aufgenommen,  um  teils  diese  Privalschulden  zu  tilgen 
und  teils  jene  berüchtigten  caimes^)  einzuziehen,  die  gleich 
am  Anfang  des  Krieges  mit  einem  Schlage  den  inländischen 
Markt  mit  einer  Höhe  von  ca.  loO  Mill.  Frcs.  belastet  hatten. 
Zu  alledem  ergab  sich  noch  nach  einer  Schätzung  Du  Velays 
in  den  Etatsjahren  1853/55  und  1855/56  ein  Budgetdefizit 
von  mehr  als  8,42  Mill.  St. 3)  Wenn  man  nun  weiterhin  be- 
denkt, daß  die  laufenden  Kriegskosten  innerhalb  der  3  Jahren 
auf  ca.  11  Milhonen  der  Türkei  zu  stehen  kamen,  so  ist 
es  klar,  daß  die  politischen  Zugeständnisse,  die  der  Pforte 
auf  dem  Pariser  Kongresse  gemacht  worden  waren,  in  gar 
keinem  Verhältnis  zu  dem  damals  gemachten  Aufw^ande  und 
der  im  Lande  herrschenden  finanziellen  Notlage  standen. 

Ein  Jahr  darauf  wurde  durch  einen  großherrlichen  Ferman 
eine  europäische  Finanzkommission  ernannt,  bestehend  aus  dem 
französischen  Delegierten  Marquis  de  Ploeuc,  dem  engUschen 
Falconnet  und  dem  österreichischen  Delegierten  und  ehemaligen 
Mitgliede  des  Tanzimats,  Hofrat  von  Lackenbacher,  die  damit 
beauftragt  wurden,  ein  Programm  für  die  finanzielle  Reorgani- 
sation des  Reiches  auszuarbeiten  und  die  Ursachen  des  trost- 
losen Zustandes  der  Reichsfinanzen  zu  untersuchen.  Nachdem 
diese  Kommission,  um  sich  eine  größere  Unabhängigkeit  vom 

*)  Der  ägyptische  Tribut  betrug  damals  3  900000  Frs.,  wurde  aber 
später  anläßlich  der  Erhebung  der  Familie  Mehmed  AU  zu  erblichen 
Statthaltern  von  Ägypten  bedeutend  erhöht, 
caime  =  türk.  Papiergeld. 

3)  Du  Velay  S.  142. 
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türkischen  Beamtenapparate  und  eine  größere  Bewegungsfrei- 
heit in  ihrer  Verwaltungstätigkeit  zu  verschaffen,  im  Jahre  1860 
sich  in  einen  Hohen  Rat  der  Finanzen  verwandeln  ließ,  gelang 
es  ihr  denn  auch  nach  3 jähriger  Arbeit  eine  Art  Budget  auf- 
zustellen. 

Das  Ergebnis  des  ersten  Ottomanischen  Budgets  vom 
Jahre  1863(64  lautet  folgendermaßen: 


TABELLE  L 
Etatsjahr  1863/64. 
Einnahmen: 

Grundsteuer  (Vergi)   78  173  000  Francs 

Wehrsteuer  (Gharatsch)   13  934  000 

Zehnt   94  891000 

Hammelsteuer  (Agnam)  .......  20  305  000 

Schweinesteuer   335  000 

Zölle   57  500  000 

Tabak   13  800  000 

Fischereisteuer   1315  000 

Verträge   361  000 

Stempelsteuer     3  450  000 

Spirituosensteuer   2  875  000 

Kataster                                  .    .    .    .  2  250  000 

Verschiedene  Steuern     .......  28175  000 

Post   2307  000 

Reichsdruckerei   251  000 

Staatsländereien   442  000 

Forst    365  000 

Kaiserl.  Domänen   1  998  000 

Salinen   14  375  000 

Bergwerk   2  136  000 

Ertrag  aus  dem  Verkauf  von  Staatsländereien  1  295  000 

Fischerei  .   526  000 

Tribut  von  Ägypten   9  200  000 
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Tribut  der  Walachei   575  000  Francs 

„        ,,  Moldauländereien   345  000  ,, 

„     von  Serbien   529  000 

„     der  Insel  Samos   92  000 

vom  Hlg.  Berge  Athos   28  000 

Einnahmen  des  Marineministeriums  ...  1  387  000 

Einnahmen  des  Handelsministeriums     .    .  358  000 


Summa:  346  198  000  Francs 


Ausgaben: 

Ausv^ärtige  Schuld;  Zinsen  und  Amortisation  40  430  000  Francs 
Inländische  Schuld;  Zinsen  und  Amortisation 

der  verschiedensten  Privatschulden  .    .  38  041  000  „ 
Begleichung  des  vierten  Teils  des  von  der 

Grundsteuer  antizipierten  Betrages    .    .    7  179  000  ,, 

Waisenkasse   668  000 

Dotation  für  die  Provinzen  Hedjaz  und  Jemen    8  523  000  ,, 
Zivilhste  des  Sultans  und  Apanagen     .    .  27  712  000  ,, 
Pensionen  und  Unterstützungen  ....    7  845  000  ,, 
Minister  ohne  Portefeuille.    Oberster  Ge- 
richtshof und  Schatzmeisterei  .    .    .    .    1  579  000  ,, 

Kriegsminister   95  198  000 

Generaldirektion  der  Artillerie     ....    4  370  000 

Ministerium  der  Marine   24  191  000 

„         der  Justiz   2  402  000 

des  Vacoufs  ".    4  627  000 

„  Innern   41082  000 

Äußern   3  016  000 

„  des  Handels   458  000 

„  Kultus  und  der  öffentUchen 

Angelegenheiten   ...    1  084  000 

„  der  Finanzen   15  000  000 

Polizeipräsidium   3  789  000 


Summa:  327  194  000  Francs 
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Das  befriedigende  Ergebnis  des  ersten  Ottomanischen 
Budgets  und  ferner  der  zu  Anfang  der  60iger  Jahre  spontan 
sich  entwickelnde  wirtschaftliche  Aufschwung  auf  dem  Gebiete 
des  Eisenbahnwesens,  des  Bankwesens  und  der  Industrie  darf 
zunächst  nicht  etwa  als  ein  Sympton  einer  für  die  türkischen 
Beichsfinanzen  günstigen  Ära  angesehen  werden.  Denn  gerade 
diese  kulturellen  Aufgaben  und  Spekulationsunternehmungen, 
die  schon  ohnehin  dem  Wesen  eines  geordneten  Staates  nicht 
entsprechen  und  noch  dazu  Fiasko  erlitten,  erforderten  enorme 
Kapitahen,  die  in  dem  verarmten  Lande  unmöglich  aufzutreiben 
waren,  und  infolgedessen  die  ständige  Aufnahme  immer  neuer 
ausländischer  Anleihen  mit  geradezu  wucherischen  Zinsen  und 
ungewöhnUch  hohen  Emissionskursen  bedingten.  Ein  Blick  auf 
die  nachstehende  Tabelle  2  genügt,  um  uns  darüber  aufzu- 
klären, unter  welchen  geradezu  schmachvollen  Bedingungen 
das  Finanzministerium  seinerzeit  seine  Anleihen  kontra- 
hierte. 

Es  ist  ja  ganz  natürlich,  daß  einem  kreditbedürftigen 
und  noch  dazu  nicht  geradezu  vertrauenserweckenden  Staate, 
wie  es  damals  die  Türkei  war,  nur  zu  einem  viel  höheren 
Zinsfuß  Kapitalien  anvertraut  werden  konnten,  als  der  übliche 
Marktwert  tatsächlich  zu  stehen  kam.  Wenn  aber  der  Zins- 
fuß zwischen  15  und  20  Prozent  sich  bewegt,  so  geht  das 
über  das  Maß  des  Erlaubten  hinaus.  Noch  verderblicher  als 
der  hohe  Zinsfuß  scheint  mir  der  Emissionskurs  der  Anleihen 
gewesen  zu  sein;  denn  dadurch  hat  sich  die  Amortisation  un- 
endlich langwierig  und  schwerfällig  gestaltet.  So  kam  es,  daß 
die  Pforte  nunmehr  auf  die  materielle  Unterstützung  des  Aus- 
landes und  einiger  inländischer  Kapitalisten  direkt  angewiesen 
war;  und  dieselbe  Begierung,  die  noch  vor  einigen  Jahr- 
zehnten jede  auswärtige  Unterstützung  mit  Stolz  zurück- 
gewiesen hatte,  streckte  schließlich  nach  jedem  die  Hand  aus, 
der  irgend  welche  Anstalten  zu  ihrer  finanziellen  Unterstützung 
machte.  Die  Anleihewirtschaft  und  die  ständige  Ausgabe  von 
Papiergeld,  vornehmlich  vor  und  nach  kriegerischen  Unter- 
nehmungen, dauerte  fort  bis  zum  Jahre  1875.  Nachstehende 
Tabelle  gibt  uns  die  verschiedenen  ausländischen  Anleihen, 
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die  die  Türkei  vom  Jahre  1854  bis  zum  Jahre  1875,  dem  Jahre 
der  Zahlungseinstellung  der  Staatsschulden,  kontrahiert  hat. 


TABELLE  II. 

Die  türkischen  Staatsanleihen  von  1854—1875. 


An- 

Nominalkapital 

Emissions- 

Zinsen und  Til- 

Ertrag 

leihen 

Francs 

kurs  "/o 

gung,  Francs 

Francs 

75  000  000 

80 

5  94-Q  ß1  9 

nO  000  000 

-L  O  U  tj 

1  ?5  000  000 

1  00 

-LUV 

fi  909  000 

U  lL:\J  U  \)\J\J 

1  95  000  000 

±LiO  UUU  UUv/ 

1  R58 
±000 

1  ?5  000  000 
±ljO  yjyjyj 

76 

Q  7zlQ  750 

0  (  Tri?   1  0\J 

Q5  000  000 
oo  \j\jyj  yjyjyj 

JLOUU 

50  000  000 

\JLJ 

0  ^  U  0  0  JlO 

öJ-  OO-L  0\J ^ 

1862 

200  000  000 

68 

15  999  550 

136  000  000 

1863 

200  000  000 

68  u.  72 

16  023  125 

142  000  000 

1865 

150  000  000 

66 

12  649  625 

99  000  000 

1865 

909  091  000 

50 

44  545  450 

454  545  500 

1869 

555  555  500 

61 

38  892  750 

388  885  500 

1870-72 

792  000  000 

32,125 

27  965  700 

254  430  000 

1871 

142  500  000 

73 

9  974  805 

104  025  000 

1872 

279  155  000 

98,5 

25  033  950 

273  973  675 

1873 

694  444  500 

59,5 

34  313  355 

413  194  477 

1874 

1000  000  000 

43 

50  000  000 

435  000  000 

Summa  5  297  676  500 

299  068  487 

3  012  884  714 

Wie  wir  aus  dieser  Tabelle  ersehen  können,  betrug  die 
Summe  der  zwischen  dem  Jahr  54  und  75  gemachten  Anleihen 
in  ihrem  Nominalwerte  nicht  weniger  als  5  297  676  500  Frcs., 
wobei  der  Ertrag  derselben  nur  die  Höhe  von  3  Milliarden  Frcs. 
repräsentierte. 

Dieser  große  Reigen  von  alljährUch  wiederkehrenden  An- 
leihen erforderten  für  ihre  Amortisation  und  für  ihre  Ver- 
zinsung an  die  3  Mill.  Frcs.  jährlich,  während  das  Jahreser- 
fordernis der  inneren  Schuld  außerdem  noch  25—30  Mill. 
erreicht  hatte, 

Stellt  man  zum  Vergleich  dieser  Summe  gegenüber  das 
Ergebnis  des  von  dem  Hohen  Rat  der  Finanzen  ausge- 
arbeiteten Budgets  von  dem  Etatsjahre  1874/75  lautend  auf: 


^)  Du  Velay :  Siehe  das  Nähere  auf  S.  334  u.  ff.  Morawitz-Schweitzer  S.  55. 
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570  566  560  Frcs.,  so  ist  es  ohne  weiteres  einleuchtend,  daß 
diese  Bilanz  mit  einem  Saldo  von  ca.  140  Mill.  Frcs.  bei 
weitem  nicht  zur  Herstellung  eines  Budgetsgleichgewichtes  und 
überhaupt  zu  einer  ordentlichen  Finanzgebahrung  dienen  konnte. 
Leroy-Beaulieu  mahnt  die  Finanz  Verwaltung  zur  Vorsicht,  die 
bereits  35^^/0  des  Budgets  dem  Dienste  der  Staatsschulden  zu- 
weist. Und  erreicht  die  Belastung  des  Budgets  60 ^/o,  so  hält 
er  den  Staatsbankerott  für  unvermeidüch.  Die  Wahrheit  der 
Behauptung  dieses  großen  französischen  Finanzmannes  hat 
sich  in  der  Türkei  in.  der  glänzendsten  Weise  bestätigt. 

An  sich  war  die  Aufnahme  von  Anleihen  im  Auslande, 
ferner,  die  Ausgabe  von  Papiergeld,  ja  selbst  die  Münzver- 
schlechterung, so  verwerflich  sie  auch  sonst  zu  sein  scheint, 
für  einen  kapitalarmen  Staat,  der  sich  den  modernen  Kultur- 
erfordernissen anzupassen  begonnen  hatte,  ganz  gerechtfertigte 
Finanzmanipulationen,  und  angesichts  der  häufig  ausbrechenden 
Kriege  und  Aufstände,  die  einzigen  Mittel  zur  Sanierung  der 
Finanzen.  Das  Anathema,  das  man  seit  jeher  gegen  die  An- 
leihwirtschaft der  Pforte  zu  schleudern  gewohnt  ist,  erscheint 
daher  unbegründet.  Es  ist  fernerhin  eine  rein  metallistische 
Auffassung,  die  in  der  Türkei  heute  noch  nicht  überwunden 
ist,  in  dem  Papiergelde  selbst  ein  verwerfliches  Zahlungsmittel 
sehen  zu  wollen,  das  unbedingt  zum  Zusammenbruche  des 
Staates  führen  müsse.  Vielmehr  lag  der  Fehler  darin,  daß 
all  die  ungeheueren  Anleihesummen,  die  von  Europa  nach  der 
Türkei  flössen,  zunächst  immer  durch  die  Hände  der  türkischen 
Palastbeaniten  gingen,  die  nicht  nur  mit  den  einfachsten  Grund- 
sätzen der  Buchführung  und  der  ökonomischen  Verwertung 
derselben  gar  nicht  vertraut  waren,  sondern  sich  auch  zu  be- 
reichern und  endUch  nach  dem  Vorbilde  ihres  Suhans  an  Ver- 
schwendung einander  zu  überbieten  suchten. 

Und  wie  stand  es  mit  diesem  berüchtigten  Papiergeld? 
Es  kam  zum  erstenmal  auf  im  Jahre  1839  zur  Zeit  des  Krieges 
zwischen  Mehmed-Ali  und  der  Pforte,  wie  denn  überhaupt  das 
Papiergeld  in  der  Türkei  regelmäßig  vor  und  nach  kriege- 
rischen Unternehmungen  den  türkischen  Markt  mit  seinem  Er- 
scheinen beglückte.    Anfangs  waren  es  in  höchst  primitiver 
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Weise  hergestellte  und  mit  der  eigenen  Handschrift  versehene 
Schatzscheine,  die  aber  grade  deshalb  der  Nachahmungsgefahr 
ausgesetzt  waren.  In  den  öOiger  Jahren  aber  ließ  man  sich, 
als  das  alte  System  zu  langwierig  erschien,  eine  Banknoten- 
maschine aus  Wien  kommen,  die  man  Tag  und  Nacht  nicht 
zur  Ruhe  kommen  ließ.  Da  nun  das  Gold  zur  Begleichung 
ausländischer  Forderungen  verwendet  werden  mußte  und  das 
Papiergeld  bei  Zahlungen  an  den  Staat  unkluger  Weise  nicht 
zum  Nominalwerte  angenommen  wurde,  so  kann  man  sich 
vorstellen,  daß  man  anfangs  der  TOiger  Jahre  beispielsweise 
um  1000  Piaster  in  Gold  zu  bekommen  2000  Piaster  Gaimes 
zahlen  mußte,  i)  Dies  Verhältnis  verschHmmerte  sich  in  dem 
Maße  als  die  Falsifikate  der  Gaimes  sich  vermehrten.  In  der 
Tat,  man  könnte  ohne  sich  einer  Übertreibung  schuldig  zu 
machen  behaupten:  alles  nicht  zu  Kriegszwecken  gebrauchtes 
Gold  konzentrierte  sich  in  der  türkischen  Metropole  oder 
besser  gesagt  in  den  Taschen  gewissensloser  Sultansgünst- 
linge, oder  es  wurde  endhch  zur  Begleichung  der  dringlichsten 
Forderungen  verwendet.  So  haben,  wie  wir  bereits  gesehen 
haben,  die  Anleihen  von  den  Jahren  1854  und  55  dazu  gedient, 
den  Krimkrieg  weiter  fortzuführen,  und  die  von  69  den 
Kreteraufstand  niederzuwerfen.  Die  Anleihen  von  den  Jahren 
1860,  63,  65,  wurden  zur  Einziehung  der  Gaimes  verwendet, 
und  endlich  hatten  die  zwischen  den  Jahren  1871  und  75  ge- 
machten Anleihen  hauptsächlich  dazu  gedient,  die  alljährlich 
wiederkehrenden  Budgetdefizite  zu  decken.  Kurzum,  es  wurden 
alle  Anleihen  mit  Ausnahme  der  vom  Jahre  1870,  die  zum 
Bau  der  türkischen  Eisenbahnen  auf  der  europäischen  Seite 
verwendet  wurde  (siehe  die  Anleihe  von  Baron  Hirsch,  Türken- 
lose)  in  der  denkbar  unproduktivsten  Weise  verwendet.  Kein 
Wunder,  wenn  bald  ein  fühlbarer  Mangel  an  Landstraßen  und 
Eisenbahnen,  vornehmlich  auf  dem  Gebiete  der  Landwirtschaft, 
sich  geltend  machen  mußte.    Die  Nachfrage  nach  Getreide 


Als  Kiiriosum  sei  erwähnt,  daß  man  im  Jahre  1860  die  Ent- 
deckung gemacht  hatte,  daß  im  Lande  nicht  weniger  als  50  000  Stück 
Falsifikate,  die  neu  aus  Amerika  importiert  worden  waren,  herumkursierten. 
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und  anderen  Bodenprodukten  blieb  wegen  der  teueren  Trans- 
portkosten und  der  öffentlichen  Unsicherheit  gering,  und  die 
Not  des  Bauern  wurde  immer  größer.  Dementsprechend  nahmen 
die  Steuererträgnisse  stetig  ab  und  das  umsomehr,  als  auf  der 
anderen  Seite  eine  große  Anzahl  der  wichtigsten  Einnahme- 
quellen zur  Sicherstellung  der  verschiedenen  Anleihen  dienen 
mußten. 

Angesichts  dieser  traurigen  Finanzlage  wurden  die 
Gläubigerstaaten,  die  bisher  freiwillig  ihre  Kapitalien  in  tür- 
kischen Werten  angelegt  hatten,  schließlich  denn  doch  miß- 
trauisch, vor  allem  infolge  der  ständigen  Aufnahme  neuer 
Schulden  durch  die  Pforte  zur  Begleichung  der  alten.  Der 
Staatskredit  geriet  immer  mehr  ins  Schwanken,  und  die  Zinsen- 
last war  schließUch  dermaßen  angewachsen,  daß  eine  Finanz- 
katastrophe unvermeidlich  geworden  war. 

Am  7.  Oktober  1875  heß  der  damalige  Groß-Vesir  Mah- 
mud Nedim  Pascha  offiziell  verkünden,  daß  die  Hohe  Pforte 
angesichts  der  herrschenden  Finanzkrise  sich  genötigt  sehe, 
die  Zinszahlung  der  inneren  und  äußeren  Staatsschuld  für  die 
Dauer  von  5  Jahren  auf  die  Hälfte  zu  reduzieren  und  zwar 
in  der  Weise,  daß  die  eine  Hälfte  der  Zinsen  in  barem  Gelde 
und  die  andere  Hälfte  in  5  ^/o igen  Obligation  zur  Zahlung  ge- 
langen sollten. 

Man  stand  damals  mitten  in  einer  politischen  Krise.  Seit 
dem  Frühjahre  1875  wütete  im  Westen  des  Beiches  in  Bosnien 
und  Herzegowina  ein  furchtbarer  Aufstand,  der  sich  bald  auf 
Bulgarien  fortpflanzte.  In  diese  Zeit  fällt  auch  die  Kriegser- 
klärung Serbiens  und  Montenegros  an  die  Pforte.  Gleichzeitig 
erhob  sich  namentüch  in  Anatohen  eine  entsetzUche  Hungers- 
not, die  tausende  von  Bauersfamilien  dahinraffte  und  Handel 
und  Wandel  im  ganzen  Beiche  lahm  legte.  Und  als  zu  alledem 
ein  Jahr  darauf  die  ersten  Vorboten  des  russisch-türkischen 
Krieges  mit  drohender  Sicherheit  sich  zeigten,  da  wußte  sich 
der  bedrängte  Divan  in  seiner  Verzweiflung  nicht  anders  zu 
helfen,  als  die  schwebenden  Unterhandlungen  hinsichthch  seiner 
Schulden  mit  seinen  Gläubigern  plötzUch  abzubrechen,  um  seine 
ganze  Aufmerksamkeit  auf  wichtigere  Fragen  der  äußeren 
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Politik  zu  richten,  vor  allem  aber  gegen  den  drohenden  Feind 
im  Norden  zu  rüsten. 

Diese  politischen  Vorgänge  brachten  es  endlich  dahin, 
daß  der  am  1.  April  1876  fällige  Coupon  nicht  nur  zur  Hälfte 
sondern  ganz  uneingelöst  blieb,  und  somit  war  der  Staats- 
bankerott vollständig. 

Inzwischen  aber  verschärfte  sich  infolge  der  Ermordung 
des  Sultans  Abduhl-Asis  und  der  Einkerkerung  seines  Nach- 
folgers Murad  V.  durch  seinen  Bruder  Abdul  Hamid  II.  die 
Krise  immer  mehr,  und  erreichte  nach  vielfachen  inneren  Un- 
ruhen und  Wirren  ihren  Höhepunkt  in  der  Niederlage  der 
türkischen  Heere  bei  Plevna  durch  die  Russen  und  in  dem 
darauf  folgenden  Präliminarfrieden  zu  St.  Stephane  vom  3.  März 
1878,  durch  den  die  territoriale  Macht  des  osmanischen  Reiches 
aufs  empfindlichste  geschwächt  worden  war. 

Das  sind  die  trostlosen  Auspizien,  unter  denen  die  Vor- 
arbeiten zu  der  Regelung  der  türkischen  Staatsschuldenver- 
waltung in  Angriff  genommen  worden  sind. 


2* 


II.  ABSCHNITT. 


Die  Verbandlimgen  zwischen  dem  Ausland  und 
dem  bankerotten  Divan. 

Der  zweite  Abschnitt  meiner  Arbeit  behandelt  den  für 
die  Gründungsgeschichte  der  Ottomanischen  Staatsschulden- 
verwaltung sehr  wichtigen  Zeitraum  zwischen  dem  7.  Oktober 
1875  und  dem  Erlaß  des  Muharremdekrets  vom  20.  Dezember 
1881,  auf  G-rund  dessen  die  Wiederaufnahme  des  seit  dem 
1.  April  1876  vollständig  eingestellten  Staatsschuldendienstes 
endgültig  statuiert  worden  ist. 

Zur  näheren  Begründung  und  richtigen  Bewertung  dieses 
Bestitutionsgedankens,  der  den  eigentlichen  Gegenstand  der 
zwischen  der  Pforte  und  den  ausländischen  Gläabigersyndi- 
katen  gepflogenen  Verhandlungen  bildet,  ist  eine  kurze  allge- 
meine Darstellung  der  aus  der  Insolvenz  des  türkischen  Staates 
sich  ergebende  Bechtslage  zwischen  Schuldner  und  Gläubiger 
unerläßlich. 

Der  Staatsbankerott  in  seinen  verschiedenen  Erschei- 
nungsformen ist  in  der  Türkei  keineswegs  eine  unbekannte 
Institution  gewesen.  Er  begegnet  uns,  wenn  auch  maskiert, 
in  der  seit  dem  Mittelalter  her  übhch  gewordenen  Münzver- 
schlechterung, ferner  in  der  anfang  der  40iger  Jahren  auf- 
kommenden Papiergeldwirtschaft,  und  endlich  in  den  eigen- 
mächtig und  formlos  unternommenen  Konversionen  einer  ganzen 
Beihe  von  Anleihen  zu  Ungunsten  der  Staatsgläubiger  zunächst 
in  den  60iger  Jahren  und  in  der  darauf  folgenden  Zeit. 

Damit  soll  aber  keineswegs  gesagt  sein,  daß  die  Aus- 
gabe von  Papiergeld  und  die  Münzverschlechterung  an  sich 
schon  eine  Art  des  Staatsbankerotts  begründen,  vielmehr  ist 
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es  die  Inkonsequenz  des  Staates,  d.  h.  die  Nichtanerkennung 
der  von  ihm  seinen  Zahlungsmitteln  verhehenen  proklamato- 
rischen  Geltung,  das  eigentliche  Kriterium  seiner  Insolvenz. 

Allein  weitgehende  und  praktische  Bedeutung  erlangt 
der  türkische  Staatsbankerott  erst  in  der  vom  Divan  offiziell 
erlassenen  Erklärung  vom  7.  Oktober  1875  und  vollends  in 
seiner  Umwandelung  von  einem  partiellen  in  einen  totalen 
Staatsbankerott  vom  1.  April  1876,  und  zwar  aus  dem  Grunde, 
weil  die  Rechtslage  der  Kontrahenten  hierbei  eine  grundlegende 
Änderung  in  dem  Sinne  erfahren  hat,  daß  nunmehr  die  Haupt- 
masse der  Staatsgläubiger  Ausländer  sind,  die,  abgesehen  von 
den  vertragsmäßig  begründeten  Rechten  und  Pflichten,  in  gar 
keinem  andern  Rechtsverhältnis  zu  dem  schuldnerischen  Staat 
stehen,  und  deshalb  nicht  allein  in  der  formlosen  Einstellung 
der  Zinszahlung  vom  1.  April  1876,  sondern  auch  sogar  in  der 
formellen  Erklärung  der  Pforte  vom  7.  Oktober  1875  mit  Recht 
eine  Rechtsverletzung  sehen.  So  sagt  z.  B.  Pflug  in  seiner 
Preisschrift  über  den  Staatsbankerott  „der  vertragschließende 
Staat  handelt  nicht  im  Recht,  sondern  begeht  einen  Rechts- 
bruch dem  Auslande  gegenüber  auch  dann,  wenn  er  im  Wege 
der  Gesetzgebung  seine  vertragsmäßig  begründeten  Verpflich- 
tungen gegen  den  Ausländern  ändert  und  auf  Grund  dieser 
neuen  Gesetzgebung  die  Durchführung  der  vertragsmäßigen 
Ansprüche  des  Ausländers  verhinderte^  ^) 

Dagegen  aber  waren  bei  den  beiden  erstgenannten  Arten 
des  Staatsbankerotts  der  Münzverschlechterung  und  dem  Papier- 
geld, die  Geschädigten,  wenn  wir  von  den  im  Inlande  wohnenden 
Ausländern  absehen,  doch  offenbar  nur  Inländer,  die  als  Unter- 
tanen des  bankerotten  Staates,  seiner  Gesetzgebungs-  und 
Zwangsgewalt  unbedingt  unterworfen  sind,  und  als  solche  in 
der  formellen  Kürzung  ihrer  Rechte  durch  den  Staat  keinen 
Akt  gesetzwidriger  Herrschaftsgewalt  sehen  durften.  Ja  selbst 
die  formlose  und  eigenmächtig  unternommene  Kürzung  der 
inländischen  Gläubigerrechte  durch  den  Staat,  die  doch  nach 
Pflug  und  überhaupt  im  Sinne  des  modernen  Staatsrechts  als 


*)  Pflug :  Staatsbankerott  und  internationales  Recht.  Siehe  S.  13  u.  14. 
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ein  Rechtsbruch  1)  gilt,  dürfte  angesichts  der  damaligen  ab- 
solutistischen Verfassungsform  der  Türkei  in  unserem  Beispiel 
wohl  kaum  als  solcher  angesehen  werden. 

Insofern  stellen  wir  uns  auf  den  Standpunkt  der  neueren 
Lehre,  deren  Hauptvertreter  unter  anderem  Roscher,  2)  Ehe- 
berg, ^)  u.  a.  m.  die  Theorie  von  dem  großen  Völkerrechts- 
lehrer von  Bar  verwerfen,  wonach,  so  heißt  es  wörtUch  ,,der 
vertragschließende  Ausländer  in  Beziehung  auf  das  Vertrags- 
verhäitnis  unbedingt  und  in  allen  Fällen  stillschweigend  dem 
Rechte  und  Gerichte  des  mitkontrahierenden  Staates  sich  unter- 
werfe bzw.  unterworfen  sei,  sowie,  daß  die  Unterwerfung 
rechtUch  sich  nicht  nur  auf  das  zur  Zeit  des  Vertragsschlusses 
geltende  Recht  des  vertragschUeßenden  Staates  sich  beziehe, 
sondern  sich  auf  jede  später  von  dem  letzteren  vorgenommene 
Änderung  dieses  Rechtes  erstrecke. 

Nichtsdestoweniger  bleibt  doch  an  dieser  ganzen  Theorie 
das  eine  wahr,  daß  nämlich  der  Vertragsbrüchige  Staat  tat- 
sächlich das  sogenannte  beneficium  competentiae  besitzt,  d.  h. 
kraft  seiner  Souveränität  befugt  ist,  zu  seiner  Selbsterhaltung 
oder  auch  nur  aus  Zwecksmäßigkeitsgründen,  selbst  auf  Kosten 
der  Gerechtigkeit,  sich  einfach  von  seinen  Schuldverpflichtungen 
loszusagen.  ^) 

Demnach  ist  es  nicht  das  starre  Recht,  sondern  es  sind 
in  der  Hauptsache  Opportunitätserwägungen  und  das  politische 
Ermessen  des  Vertragsbrüchigen  Staates,  das  hierbei  in  Betracht 
kommt,  und  das  ganze  als  eine  reine  Machtfrage  charakterisiert. 
Wenn  fernerhin  nach  unseren  neuen  Rechtsanschauungen  die 

^)  Pflug:    Staatsbankerott  und  internationales  Recht".  Siehe  S.  13. 
^)  Roscher:  System  der  Finanzwissenschaft. 
^)  Eheberg:  Finanzwissenschaft. 

^)  V.  Bar:  Theorie  und  Piraxis  des  Internat.  Rechtes.    Siehe  S.  63. 

^)  Gegen  diese  Anschauung  vor  allem  Meili :  Staatsbankerott  und 
die  moderne  Rechtwissenschaft",  siehe  S.  14.  „Diese  im  innnersten  Kern 
trostlose  Doktrin  (er  meint  damit  das  beneficium  competentiae)  wird 
mit  einer  Ruhe  entwickelt,  als  ob  sie  unzweifelhaft  richtig,  sogar  zu 
billigen  wäre,  nicht  ein  Wort  der  Kritik  wird  diesen  Ausführungen  ange- 
hängt". Desgleichen  Kaufmann,  Das  internationale  Recht  der  ägypt. 
Staatsschuld,  S.  15. 
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Repudiation,  d.  h.  die  extremste  Form  des  Staatsbankerotts, 
nichts  anderes  bedeutet,  als  die  formelle  Erklärung  des  Staates, 
seine  Schulden  oder  einen  Teil  von  ihnen  nicht  verzinsen  oder 
nicht  zurückzahlen  zu  wollen,  so  kommt  die  Machttheorie 
gerade  in  dem  mangelnden  Zahlungs  willen  des  Staates  am 
prägnantesten  zum  Ausdruck,  da  ja  die  Zahlungsunfähigkeit 
keine  notwendige,  wenn  auch  tatsächlich  die  häufigste  Voraus- 
setzung einer  Repudiation  ist. 

Wohl  kann  der  bankerotte  Staat  eine  Jurisdiktion  und 
eine  Exekution,  w^enn  er  will,  gegen  sich  selbst  zulassen,  aber 
nur  insoweit,  als  es  eben  seine  Gesetzgebung  vorschreibt. 
Die  Gläubigerstaaten  ihrerseits  haben  es  grundsätzhch  abge- 
lehnt, die  Forderungsrechte  ihrer  Untertanen  gegenüber  dem 
Schuldnerstaate  in  Schutz  zu  nehmen  und  haben  sich  bisher 
nur  mit  Präventivmaßregeln,  wie  z.  B.  durch  Nichtzulassung 
ausländischer  Werte  an  ihren  Börsen  begnügt,  oder  auch  auf 
dem  Wege  diplomatischer  Verhandlungen  Streitigkeiten  zwischen 
ihren  Untertanen  und  dem  schuldnerischen  Staate  zu  schlichten 
versucht.  Wenn  trotzdem  hin  und  wieder  Großmächte  zum 
Schutze  ihrer  Untertanrechte  gegen  kleinere  halbzivilisierte 
Schuldnerstaaten  mit  Repressivmaßregeln  vorgehen,  so  ge- 
schieht eine  derartige  Exekution  nicht  etwa  auf  Grund  eines 
bestehenden  Rechts,  sondern  es  kommt  hierin  wieder  eine 
reine  Machtfrage  zum  Ausdruck.  Freilich  hat  man  sich  in 
der  neueren  Zeit  immer  mehr  daran  gewöhnt,  derartige  Streit- 
fälle aus  Schuldverbindlichkeiten  zwischen  Staat  und  Privaten 
von  dem  Haager  Schiedsgericht  entscheiden  zu  lassen.  So 
sind  beispielsweise  vor  einigen  Jahren  die  Staaten  Peru  und 
Venezuela  von  dem  Deutschen  Reiche  vor  die  Schranken  des 
internationalen  Schiedsgerichts  gezogen  worden,  und  wurden 
dazu  angehalten  die  deutschen  Gläubiger  zu  befriedigen.  Sodann 
sei  auf  die  russisch-türkische  Schuldforderung  hingewiesen, 
die  voraussichtUch  im  Sommer  nächsten  Jahres  in  Haag  den 
Gegenstand  einer  schwierigen  Verhandlung  bilden  wird.i) 


^)  Bekanntlich  handelt  es  sich  hierbei  um  eine  nach  dem  russisch- 
türkischen Kriege  der  Pforte  auferlegte  Entschädigungssumme  an  die 
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Zu  all  diesen  Fällen  ist  zu  sagen,  daß  sie  an  sich  eine 
Anomalie  bilden;  denn  das  Haager  Schiedsgericht  ist  bekannt- 
lich von  den  Mächten  geschaffen  zur  Schlichtung  von  Streitig- 
keiten von  Staaten  untereinander,  keineswegs  ist  aber  seine 
Zuständigkeit  für  Streitigkeiten  aus  Forderungsrechten  zwischen 
Staaten  und  Privaten  anerkannt.  Im  übrigen  kann  man  wohl 
sagen,  daß  die  zwangsweise  erfolgte  Befriedigung  von  Gläubigern 
auf  Grund  eines  internationalen  Sohiedsgerichtsurteils  doch  im 
Grunde  genommen,  wenigsten  seiner  äußeren  Wirkung  nach, 
nichts  anderes  bedeutet  als  eine  positive  völkerrechthche  Re- 
pressahe,  demnach  auch  den  Ausdruck  der  rohen  Gewalt. 

Wenden  wir  nun  das  Ergebnis  unserer  theoretischen  Be- 
trachtung auf  den  vorliegenden  praktischen  Fall  an,  so  ergibt 
es  sich,  daß  nicht  nur  die  formlose  Einsteilung  der  Zinszahlung 
vom  1.  April  1876  sondern  auch  die  ihr  vorangegangene  for- 
melle Erklärung  vom  7.  Oktober  1875  eine  Rechtsverletzung 
der  englischen  und  französischen  Gläubiger  begründet,  in  deren 
Hände  fast  ausschheßUch  seinerzeit  die  türkischen  Werte  sich 
befanden.  Da  nun  aber  die  Rechtsordnung  weder  im  Schuldner- 
staate noch  in  einem  der  Gläubigerstaaten  eine  Handhabe  bot, 
rechtmäßig  gegen  den  säumigen  Schuldner  vorzugehen  und 
dazu  den  beiden  hier  in  Betracht  kommenden  Mächten  ein 
repressiver  Eingriff  in  die  türkischen  innerstaatlichen  Ange- 
legenheiten aus  politischen  Gründen  nicht  geboten  erschien, 
so  gestaltete  sich  die  Lage  zwischen  Gläubiger  und  Schuldner 
so,  daß  erstere  ganz  und  gar  auf  sich  selbst  angewiesen 
waren  und  sich  der  Gnade  oder  Ungnade  der  türkischen  Re- 
gierung ausgeliefert  sahen.  Kein  Wunder,  wenn  ein  Sturm 
der  Entrüstung  und  der  heftigsten  Protestkundgebungen  von 
selten  der  gesamten  Gläubigerschaft  gegen  diese  willkürlichen 
Maßnahmen  der  Pforte  sich  erhob. 

Sofort  nach  Verkündigung  einer  bereits  am  14.  Oktober 
1875  an  die  Vertreter  der  türkischen  Regierung  im  Auslande 
verfaßten  diplomatischen  Note  bezüglich  eines  Arrangements 


geschädigten  russischen  Untertanen  (siehe  Frankft.  Ztg.,  Morgenblatt 
17.  Februar  1911). 
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mit  den  ausländischen  Inhabern  türkischer  Werte,  bildeten 
sich  einzelne  Gläubigergruppen  in  England  unter  dem  Abge- 
ordneten Hammond,  in  Frankreich  unter  dem  ehemaligen  Ge- 
sandten an  der  Pforte,  Bouree.  Und  endlich  auch  in  Kon- 
stantinopel hatten  sich  die  Galataer  Privatbanken  um  die 
Ottoman-Bank  gruppiert,  zur  Wahrung  ihrer  Forderungsrechte 
und  ihrer  Interessen.  Pläne  über  Pläne  wurden  nun  von  den 
einzelnen  Finanzsyndikaten  und  Gruppen  zur  Restituierung  der 
türkischen  Staatsschuldenverwaltung  gesondert  ausgearbeitet, 
und  der  türkischen  Regierung  vorgelegt.  Gleichzeitig  knüpften 
sich  an  denselben  zahlreiche  und  langwierige  Verhandlungen 
teils  privater,  teils  diplomatischer  Natur  zwischen  den  Leitern 
der  einzelnen  Banken  und  der  Regierung.  Das  Ergebnis  dieser 
Verhandlungen  war  aber  kein  befriedigendes,  vielmehr  hatten 
diese  Verhandlungen  überhaupt  kein  richtiges  Ergebnis  und 
zwar  aus  drei  sehr  wichtigen  Gründen, 

Zunächst  war  die  Pforte  angesichts  der  Balkanwirren  vom 
Jahre  1875  und  der  darauffolgenden  Zeit  viel  zu  sehr  von 
ihrer  äußeren  Politik  in  Anspruch  genommen  und  viel  zu 
sehr  von  der  Tatsache  überzeugt,  daß  die  Integrität  des  Reiches 
in  erster  Linie  gewahrt  werden  müsse,  als  daß  sie  dazu  ge- 
neigt gewesen  wäre,  den  finanziellen  Kombinationen  ihrer  auf- 
dringlichen Gläubiger  ein  williges  Ohr  zu  leihen. 

Sodann  entwickelte  sich  allmähUch  eine  heftige  Rivalität 
zwischen  den  einzelnen  Gläubigersyndikaten,  die  ja  jedes  für 
sich  die  günstigsten  Bedingungen  von  der  Pforte  gesichert 
haben  wollte.  Ein  solidarisches  Vorgehen  der  gesamten 
Gläubiger  war  schon  aus  dem  Grunde  nicht  möglich,  weil 
die  vielseitigen  Interessengegensätze  viel  zu  groß  waren. 
Diese  Kollision  der  Interessen  war  im  letzten  Grunde  darauf 
zurückzuführen,  daß  die  bei  der  Kontrahierung  einer  jeden 
Anleihe  geleisteten  Garantien  seit  der  Finanzkatastrophe  nicht 
mehr  bestanden.  Da  nunmehr  jedes  Syndikat  darauf  bestrebt 
war,  die  sicherste  Garantie  wieder  für  sich  in  Anspruch  zu 


^)  Siehe  das  Nähere  darüber  bei  du  Velay  im  vierten  Abschnitt 
seines  Werkes. 
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nehmen,  entstand  natürlich  Streit  darüber,  wer  sie  bekommen 
sollte.  Diese  Interessengegensätze  traten  am  schärfsten  dort 
zutage,  wo  ein  und  dieselbe  reale  Garantie  zur  Sicherstellung 
mehrerer  von  einander  unabhängiger  Anleihen  dienten,  wie 
z.  B.  der  ägyptische  Tribut,  der  allein  für  vier  verschiedene 
Anleihen  verpfändet  worden  war.  Die  einzige  Vergünstigung, 
die  die  Pforte  ia  dieser  Beziehung  gewährte,  war  den  eng- 
lischen Staatsgläubigern  zugute  gekommen.  Letzteren  war  es 
gelungen,  in  einer  Separatkonvention  vom  17.  September  1877, 
nach  einer  nicht  erheblichen  Konversion,  wenigstens  die  An- 
leihen vom  Jahre  1854  und  die  vom  Jahre  1871  sicher  zu 
stellen. 

Der  bei  weitem  wichtigste  Grund  für  das  Nichtzustande- 
kommen  eines  angemessenen  Arrangements  zwischen  der  Pforte 
und  ihren  verschiedenen  Staatsgläubigern,  ist  zweifellos  darin 
zu  suchen,  daß  alle  diese  Finanzprojekte,  die  von  Hammond 
von  Bouree  von  Tocqueville,  so  verschieden  sie  auch  sonst 
in  den  einzelnen  Detailfragen  waren,  doch  das  eine  Grund- 
prinzip gemeinsam  vertraten,  daß  zur  Regelung  und  weiteren 
Führung  der  türkischen  Finanzverwaltung  unbedingt  eine  inter- 
nationale Finanzkommission  in  Konstantinopel  eingesetzt  werden 
müsse,  was  ja  gleichbedeutend  war  mit  einer  Finanzkontrolle» 
Gegen  dieses  Wörtchen  internationale  Finanzkommission  hatte 
nun  einmal  der  Divan  von  jeher  eine  ausgesprochene  Anti- 
pathie gezeigt,  und  jedes  Finanzprojekt,  mochte  es  noch  so 
günstige  Bedingungen  für  ihn  sichern,  durfte  aus  diesem  ein- 
zigen Grunde  schon  nicht  anerkannt  werden.  War  er  schon 
durch  die  Kapitulationen  in  seiner  Bewegungsfreiheit  längst 
beschränkt  worden,  so  wollte  er  wenigstens  der  Schmach 
entgehen,  daß  er  von  der  gesamten  europäischen  Völker- 
famihe  unter  Kuratel  gestellt  werde. 

Andererseits  glaubten  die  Gläubiger  eine  sichere  Ge- 
währ dafür  nur  auf  diese  Weise  zu  haben,  daß  auch  ihren 
Forderungsrechten  von  ihrem  Schuldner  in  weitgehendster 
Weise  Rechnung  getragen  werde,  und  arbeiteten  nun  unauf- 
hörUch  mit  allen  ihnen  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  darauf 
hin,  um  diesen  Gedanken  zu  verwirkhchen,   Sie  heßen  sich 
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durch  die  ablehnende  Haltung  des  Divans  nicht  im  mindesten 
abschrecken,  auch  dann  nicht,  als  nach  dem  so  unglücklich 
geführten  Kriege  vom  Jahre  1877  die  Türkei  nicht  nur  finanziell, 
sondern  auch  politisch  völlig  erschöpft  darniederlag  und  ihrem 
baldigen  Ruin  entgegenzugehen  schien.  Im  Gegenteil,  dieser 
bisher  rein  finanzielle  Kampf  zwischen  Schuldner  und  Gläu- 
bigern nahm  nunmehr  einen  politischen  Charakter  an,  da  ja 
eine  ganze  Reihe  von  politischen  Momenten  mit  hereinspielten, 
die  die  ganze  privatrechtliche  Angelegenheit  so  zu  sagen  zu 
einer  Staatsaktion  erhoben.  Die  Gläubiger  waren  sich  sehr 
wohl  bewußt,  daß  die  politische  Integrität  ihres  Schuldners 
zugleich  die  Integrität  ihrer  Gläubigerrechte  bedeute  und 
konnten  daher  nicht  gleichgültig  zusehen,  wie  in  dem  Präli- 
minarfrieden zu  St.  Stephano  die  Schwächung  der  territorialen 
Macht  der  Türkei  durch  Lostrennung  einer  ganzen  Reihe  von 
Tributärstaaten  statuiert  wurde.  Noch  mehr  aber  sahen  sich 
die  Inhaber  türkischer  Werte  in  ihren  Rechten  bedroht  durch 
diejenige  Bestimmung  des  Vorfriedens,  durch  welche  der  Türkei 
eine  Kriegskonlribution  von  dreihundert  Mill.  Rubeln  aufer- 
legt w^orden  war. 

Angesichts  dieser  drohenden  Gefahren  reichten  sich  nun- 
mehr die  verschiedenen  Gläubigersyndikate,  die  sich  anfangs 
so  feindlich  gegenübergestanden  hatten  die  Hände,  um  soli- 
darisch vorzugehen  uad  auf  diese  Weise  ihren  Rechten  mehr 
Geltung  zu  verschaffen.  Um  fernerhin  die  Wichtigkeit  ihres 
gemeinsamen  Postulates  vor  aller  Welt  gleichsam  zu  bekräf- 
tigen, glaubten  sie  ihm  vor  allem  einen  politischen  Anstrich 
geben  zu  müssen.  Aus  dieser  Erwägung  heraus  überreichte 
zunächst  das  enghsch-französische  Syndikat  durch  seine  Dele- 
gierten ein  seine  Wünsche  und  Klagen  enthaltendes  Memo- 
randum an  die  Bevollmächtigten  der  6  Großmächte,  die  sich 
im  Jahre  1878  auf  dem  Berliner  Kongreß  zur  endgültigen 
Regelung  der  orientalischen  Angelegenheiten  und  insbesondere 
zur  Revision  der  Bestimmungen  des  Prähminarfriedens  von 
St.  Stephano  versammelt  hatten.  Ein  ähnhches  Memorandum 
wurde  ihnen  auch  von  dem  Konstantinopler  Bankkonsortium 
zur  Kenntnisnahme  unterbreitet. 


—    28  — 


An  sich  trägt  der  Berliner  Kongreß,  wenigstens  in 
seinen  Grundzügen  einen  rein  politischen  Charakter,  und  von 
den  64  von  den  Signatarmächten  ausgearbeiteten  Artikeln 
wären  vielleicht  3,  höchstens  4,  zu  nennen,  die  von  finanz- 
politischer Bedeutung  wären,  so  z.  B.  die  Bestimmungen  über 
die  von  den  Tributärstaaten  an  die  Pforte  zu  zahlenden  Tribute, 
ferner  über  den  Anteil  dieser  Tributärstaaten  an  der  allge- 
meinen ottomanischen  Staatsschuld  und  über  einige  Eisen- 
bahnfragen.  Im  übrigen  aber  werden  wir  vergebens  darin 
nach  Bestimmungen  suchen,  die  speziell  die  Angelegenheiten 
der  türkischen  Staatsgiäubiger  betreffen.  Um  so  wichtiger  sind 
aber  dafür  die  Verhandlungen,  die  in  den  Sitzungen  vom 
2.  und  11.  Juli  des  Kongresses  hinsichtlich  der  allgemeinen 
türkischen  Staatsschuld  geführt  worden  sind,  und  die  Gegen- 
stand zweier  für  uns  wichtiger  Protokolle  bilden.  Es  sind  dies 
die  Protokolle  Nr.  11  und  18.  Diese  Schriftstücke  zeigen  uns 
deutlich,  daß  die  Schritte,  die  die  ausländischen  Staatsgläu- 
biger zur  Wahrung  ihrer  Bechte  in  Berlin  bei  den  Bevoll- 
mächtigten getan  hatten,  nicht  erfolglos  geblieben  sind.  Zu- 
nächst wurde  die  Bestimmung,  daß  die  Tributärstaaten  auch 
nach  ihrer  Lostrennung  von  der  Türkei  ihren  Anteü  an  der 
allgemeinen  ottomanischen  Staatsschuld  tragen  sollten,  nicht 
nur  zu  Protokoll  genommen,  sondern,  wie  bereits  schon  an- 
gedeutet bildet  diese  Bestimmung  den  Gegenstand  eines  Artikels, 
sodann  wird  im  Protokoll  Nr.  11,  unter  anderem  durch  den 
Grafen  Schuvaloff,  ausgesprochen,  daß  Bußland  die  Priorität 
der  türkischen  Anleiheschulden  respektieren  und  die  Kriegs- 
kontribution so  zu  sagen  als  eine  dritte  oder  vierte  Hypo- 
thekarschuld der  Türkei  betrachten  werde.  Und  endlich  wurde 
in  dem  Protokoll  Nr.  18  auf  Antrag  des  Bevollmächtigten 
Italiens,  des  Grafen  Corti,  im  Namen  seiner  Kollegen  von 
England,  Frankreich  und  Österreich  folgender  wichtige  Satz 
aufgenommen:  ;,Les  puissances  representees  au  Congres  sont 
d'avis  de  recommander  ä  la  Sublime  Porte  l'institution  ä  Con- 

Über  die  Verhandlungen  des  Berliner  Kongresses  siehe  G.  No- 
radoughian  Effendi :  Recueil  d'Actes  Internationaux  de  l'Erapire  Otto- 
man (Authentische  Berichte,  Protokolle  etc.). 
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stantinople  d'une  commission  financiere,  composee  d'hommes 
speciaux  nommes  par  leurs  gouvernements  respectifs,  et  qui 
serait  chargee  d'examiner  les  reclamations  des  porteurs  de 
titres  de  la  Dette  Ottomane  et  de  proposer  les  moyens  les 
plus  efficaces  pour  leur  donner  la  satisfaction  compatible  avec 
la  Situation  financiere  de  la  Sublime  Porte/^ 

Der  Haupthinderungsgrund  für  eine  dauernde  Verständi- 
gung zwischen  Schuldner  und  Gläubiger  ist  uns  zu  bekannt, 
als  daß  die  ablehnende  Haltung  des  türkischen  Bevollmäch- 
tigten Caratheodori  Pascha  gegenüber  diesem  Antrag  des 
Grafen  Corti  uns  verwundern  könnte.  Die  weitgehende  Ingerenz 
der  europäischen  Mächte  in  den  türkischen  Finanzen,  die  in 
diesem  Antrag  enthalten  ist,  entsprach  ganz  und  gar  nicht 
den  Instruktionen  des  türkischen  Vertreters  der  Pforte,  am 
allerwenigsten  in  der  Fassung,  wie  sie  vorgebracht  worden 
ist.  Daraus  erklärt  sich  die  ausweichende  Antwort  Cara- 
theodori Paschas,  seine  Regierung  werde  sich  alle  Mühe  geben 
zur  Besserung  ihrer  finanziellen  Lage,  da  dies  ja  ganz  in  ihrem 
eigenen  Interesse  liege.  Im  übrigen  aber  suchten  ihre  Gläu- 
biger mit  ihr  in  Verhandlung  zu  treten  und  sie,  die  Regierang 
ihrerseits,  werde  sich  bemühen,  nach  Maßgabe  der  vorhandenen 
Hilfsquellen  sie  zu  befriedigen". 

Über  diesen  Passus  der  BerUner  Verhandlung  vom 
11.  Juh  äußert  sich  Morawitz  folgendermaßen:  Antrag  sowohl 
als  Erwiderung  waren  leere  Phrasen.  Tatsächlich  hatte  der 
Kongreß  für  die  Träger  türkischer  Werte  nichts  getan.  Es 
schien,  als  ob  diese,  nach  all  den  in  langer  Reihe  von  Revolten 
und  Kämpfen  aufgehäuften  Trümmern  keine  großen  Hoffnungen 
mehr  schöpfen  sollten". i) 

Diese  Ansicht  von  Morawitz  über  den  Kongreß  und  seine 
Tätigkeit  in  der  Regelung  der  türkischen  Finanzverwaltung 
ist  nur  in  sofern  begründet,  als  der  eben  erwähnte  Antrag 
der  Signatarmächte  hinsichtlich  einer  internationalen  Finanz- 
kommission tatsächlich  eine  unmittelbare  Wirkung  auf  die 
weitere  Entwickelung  der  Dinge  nicht  gehabt  hat.  Gleich  nach 


^)  Morawitz-Schweizer  s.  Seite  60. 
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Schluß  des  Kongresses  gingen  die  Bevollmächtigten  der  Regie- 
rungen voll  befriedigt  über  das  Ergebnis  ihrer  mühevollen 
Arbeit  auseinander,  jedoch  ohne  daß  die  zur  Realisierung  des 
Restitutionsgedankens  im  Sinne  einer  Bevormundung  der  Türkei 
erforderlichen  Schritte  getan  worden  wären. 

Allein  so  sehr  dürfen  wir  die  finanzpolitische  Bedeutung 
des  Berliner  Kongresses  nicht  unterschätzen.  Denn  schon  der 
allgemeine  Wunsch  der  Signatarmächte,  eine  rein  privatrecht- 
liche Angelegenheit  zwischen  der  Pforte  und  ihren  Gläubigern 
in  eine  öffentlich-rechtUche  umzuwandeln,  und  vor  allem  die 
solidarische  Vertretung  einer  Idee,  die  sich  in  prägnantester  Form, 
in  aller  Solennität,  mit  großem  Nachdruck  in  einer  offiziellen 
Versammlung  der  Vertreter  der  Großmächte  vorbrachten,  hatte 
die  Wirkung  gehabt,  daß  die  Pforte  aus  ihrer  schwankenden 
und  ablehnenden  Haltung,  die  sie  seit  der  Finanzkatastrophe 
vom  Jahre  1876  ihren  Staatsgläubigern  gegenüber  eingenommen 
hatte,  nunmehr  in  die  Zwangslage  gebracht  wurde,  definitiv 
darüber  zu  entscheiden,  auf  welche  Weise  sie  den  geschädigten 
Gläubigern  entgegenzukommen  gedächte.  Und  sie  entschied 
sich  auch. 

Um.  nämlich  diesem  politischen  Drucke  zu  entgehen,  der 
sich  schließUch  Ende  1879  in  einer  Demonstration  der  eng- 
lischen Flotte  am  Bosporus  geäußert  hatte,  und  um  ferner- 
hin den  Mächten  zu  zeigen,  daß  man  an  der  Hohen  Pforte  ge- 
willt sei,  selbständig  ohne  jedwede  europäische  Ingerenz  die 
Regelung  der  einheimischen  Finanzen  in  die  Hand  zu  nehmen, 
akzeptierte  die  türkische  Regierung  den  von  der  Ottoman- 
Bank  ihr  vorgelegten  Finanzplan  und,  auf  diesen  gestützt, 
schloß  sie  am  22.  November  1879  proprio  motu  mit  einer  in- 
ländischen E'inanzgruppe  eine  Konvention  ab,  aus  der  ich 
später  diejenigen  Bestimmungen  herausgreifen  werde,  die  zum 
Verständnis  der  weiteren  Entwicklung  der  Dinge  dienen  könnten. 
Die  Großmächte  ihrerseits  ließen  den  Divan  ruhig  gewähren. 
In  Anerkennung  des  guten  Willens  und  des  ernsthaften  Be- 
strebens desselben,  ohne  jedwede  Einmischung  der  Mächte 
endlich  einmal  geordnete  Verhältnisse  in  seine  Finanzen  herbei- 
zuführen, sahen  die  Signatarmächte  von  einer  Durchführung 
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des  auf  dem  Berliner  Kongreß  gefaßten  Beschlusses  hin- 
sichtlich der  Einsetzung  einer  internationalen  Finanzkontrolle 
einstweilen  ab.  Das  betreffende  Protokoll  schlummert  heute 
noch  in  irgend  einem  Stoße  verstaubter  Aktenstücke  ruhig 
weiter.  Allein,  sollte  es  sich  herausstellen,  daß  die  Türkei 
sich  unfähig  erweise,  selbständig  ihre  Finanzen  zu  führen  oder, 
auf  unsere  heutigen  Verhältnisse  angewendet,  in  dem  Mo- 
mente, wo  die  Türkei  sich  unterstehen  würde,  das  Muharrem- 
dekret  nicht  zu  respektieren,  würde  das  berüchtigte  Protokoll 
Nr.  18  sofort  wieder  ans  Tageshcht  befördert  werden,  und  die 
Durchführung  seiner  Bestimmungen  von  selten  der  Großmächte 
vorgenommen  werden.  Darin  liegt  die  Hauptbedeutung  des 
Berhner  Kongresses  für  das  Verhältnis  zwischen  dem  tür- 
kischen Staate  und  seinen  Gläubigern. 

Kraft  der  soeben  erwähnten  Konvention  vom  22.  No- 
vember 1879  übergab  die  Hohe  Pforte  auf  die  Dauer  von 
10  Jahren  der  obenerwähnten  Gesellschaft,  der  sog.  „Adminis- 
tration des  six  Contributions  indirects^S  eine  Anzahl  von  Staats- 
einkünften zur  Pacht  und  die  Verwaltung  des  Salz-  und 
Tabakmonopols.  Als  wesentlicher  Punkt  ist  hervorzuheben, 
daß  die  inländische  Bankschuld  kraft  dieser  Konvention  eine 
Priorität  vor  allen  anderen  Forderungen  genießen  sollte.  Aus- 
drückhch  aber  behielt  sich  damals  die  Regierung  das  Recht 
vor,  den  Vertrag  einseitig  vor  Ablauf  der  10  Jahre  zu  lösen, 
falls  inzwischen  ein  für  die  gesamte  Gläubigerschaft  und  für 
die  Regierung  selbst  günstigeres  Abkommen  getroffen  werden 
sollte. 

Die  günstigen  Resultate,  die  die  soeben  erwähnte,  von 
der  Pforte  selbst  ins  Leben  gerufene  Finanzgruppe  gleich  zu 
Anfang  ihrer  Tätigkeit  erzielte,  konnte  aber  das  engUsch-fran- 
zösische  Syndikat  nicht  im  Mindesten  davon  abhalten,  gegen 
die  so  ungewöhnlich  starke  Bevorzugung  gewisser  inländischer 
Institute  heftig  zu  protestieren  und  durch  Herabdrücken  der 
türkischen  Werte  an  den  maßgebenden  europäischen  Börsen 
zu  lächerUch  niedrigen  Kursen  eine  Retorsion  gegenüber  ihrem 
Schuldner  auszuüben.  Der  Hohen  Pforte  kam  diese  gemeinsame 
Aktion  der  ausländischen  Börsen  nicht  überraschend  vor,  sie 
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glaubte,  durch  das  Provisorium,  das  sie  selbst  geschaffen  — denn 
anders  kann  man  ja  diese  neue  Finanzverwaltung  nicht  nennen 
—  den  Beweis  erbracht  zu  haben,  daß  zu  einer  ordentlichen 
Finanzgebahrung  in  der  Türkei  eine  Ingerenz  der  europäischen 
Mächte  nicht  erforderhch  sei.  Und  darauf  kam  es  hier  zur 
nächst  hauptsächlich  an.  Anderseits  aber  war  sich  die  Pforte 
dessen  wohl  bewußt,  daß  das  Fortbestehen  dieses  Provisoriums 
auf  die  Dauer  unbedingt  eine  positive  Repressahe  von  seiten 
der  Gläubigermächte  nach  sich  ziehen  würde.  Deshalb  erheß 
sie,  die  Hohe  Pforte,  aus  eigener  Initiative,  wenn  auch  unter 
dem  Druck  der  bestehenden  Verhältnisse,  am  3.  Oktober  1880 
eine  offizielle  Note,  worin  sie,  unter  Aufzählung  einer  ganzen 
Reihe  von  Garantieleistungen,  die  Grundzüge  einer  neuen,  von 
den  Vertretern  aller  Gläubigerkategorien  bestehenden  inter- 
nationalen Schuldkommission  aufstellte. 

Drei  Wochen  darauf  erging  an  alle  Vertreter  der  Hohen 
Pforte  im  Auslande  folgende  offizielle  Note: 

„Gonstantinople  23  Oct.  1880. 

^^L'ambassade  (la  legation)  imperiale  ä  .  .  .  fait  officielle- 
ment  savoir  ä  tous  les  porteurs  de  titres  de  la  Dette  Pubhque 
Ottomane  que  la  Sublime  Porte  voulant,  sans  plus  de  retard, 
arriver  ä  une  entente  directe  avex  eux  en  vue  d'arreter  un 
mode  de  Solution  equitable  et  pratique  pour  la  reprise  du 
payement  des  interets  et  de  l'amortissement  de  la  dette  pre- 
citee,  invite  ces  porteurs  ä  choisir  parmi  eux-memes  un 
certain  nombre  de  delegues  qui,  düment  munis  de  leurs  pleins 
pouvoirs,  devront  se  rendre  au  plus  tot  ä  Constantinople,  ä 
l'effet  de  se  mettre  directement  en  rapport  avec  le  gouverne- 
ment  imperiale  pour  l'arrangement  qui  vient  d'etre  mentionne 
et  qui  devra  etre  base  sur  les  conditions  et  les  affectations 
ci-dessous^^ 

Es  folgen  hierauf  die  näheren  Bestimmungen,  die  uns 
weiter  nichts  angehen. 

Beachtenswert  an  diesem  Dokument  ist  das  weitgehende 
Zugeständnis,  daß  die  Pforte  ihren  Gläubigern  gegenüber  macht, 
indem  sie  darin  die  sonst  so  berüchtigte  internationale  Finanz- 
kommission selbst  beantragt,  ohne  sie  jedoch  zu  erwähnen. 
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Allein  ausdrücklich  wird  hier  betont,  daß,  abweichend  von  dem 
Berliner  Antrag  vom  11.  Juli  1878,  die  Gläubigersyndikate  in 
den  verschiedenen  Staaten  uater  sich  selbst  ihre  Delegierten 
zu  wählen  hätten,  mit  denen  die  Pforte  unmittelbar  in  Unter- 
handlung treten  wolle.  Der  klare  Sinn  dieser  Worte  heß 
eine  etwaige  Interpretation  in  dem  Sinne  schlechterdings  nicht 
zu,  daß  zwischen  den  einzelnen  Delegierten  und  ihren  respek- 
tiven  Regierungen  irgendw^elche  rechthchen  oder  politischen 
Beziehungen  bestehen  könnten,  wie  es  z.  B.  bei  den  Mitgliedern 
der  ägyptischen  Staatsschuldenverwaltung  der  Fall  ist. 

Nach  langem  Zaudern  folgten  endlich  die  Staatsgläubiger 
dem  Rufe  ihres  Schuldners. 

Am  1.  September  1881  versammelten  sich  die  Dele- 
gierten der  türkischen  Staatsgläubiger  in  Konstantinopel. 

Sir  Robert  Bourke  als  Vertreter  der  englischen  und 
holländischen  Gläubiger,  Valfrey  als  Vertreter  der  franzö- 
sischen, Baron  von  Mayer  als  Vertreter  der  österreichisch- 
ungarischen, Primker  als  Vertreter  der  deutschen  und  endlich 
Mancardie  als  Vertreter  der  itahenischen  Gläubiger. 

Die  türkische  Regierung  ihrerseits  ernannte  folgende 
Männer  zu  Mitghedern  ihrer  öffentlichen  Schuld:  Server  Pascha, 
Munir  Bey,  Ohannes  Tschamitsch,  Wettendorf,  Gescher  und 
Bertram. 

Und  endlich  wurde  auch  ein  Vertreter  der  Prioritäts- 
obligationäre  in  die  Kommission  gewählt. 

Die  Verhandlungen  zwischen  der  Regierung  und  den 
Vertretern  der  Gläubiger  führten  zum  Ziel.  Am  20.  Dez.  1881 
wurde  das  berühmte  Muharremdekret  erlassen,  durch  welches 
das  von  der  Internationalen  Finanzkommission  ausgearbeitete 
Projekt  über  die  Ottomanischen  Staatsschulden  Rechtsgültig- 
keit erlangte  und  die  erwähnte  Kommission  als  Verwaltungs- 
rat der  'Ottomanischen  Staatsschulden  anerkannt  worden  ist. 

Acht  Tage  darauf,  am  28.  Dezember,  veranlaßte  die 
türkische  Regierung,  unter  Benutzung  der  Klausel  der  1879iger 
Konvention,  die  „Administration  des  six  contributions  indi- 
rectes^S  die  ihr  zur  Pacht  und  zur  Verwaltung  übergebenen 
Einkünfte  der  neugegründeten    „Administration  de  la  Dette 
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Publique  Ottomane abzutreten,  gegen  Zusicherung  einer  Prio- 
rität der  Galataer  Forderungen  vor  allen  andern.  Wenn  nun 
aber  tatsächlich  die  alte  Verwaltung  erst  am  1.  März  1882 
ihre  Tätigkeit  niedergelegt  hat  zugunsten  der  neuen,  so  ge- 
schah das  nur  aus  dem  Grunde,  weil  das  türkische  Etatjahr 
am  1.  März  beginnt.  Der  eigentliche  Aufschwung  aber  der 
türkischen  Finanzen  datiert  seit  dem  1.  Januar  1882,  an  welchem 
Tage  diese  neue  Finanz-Verwaltung  in  Kraft  getreten  ist. 


III.  ABSCHNITT. 


Die  ottomanische  Staatsschuldenverwaltimg 
vom  Jahre  1881. 

Das  Muharremdekret  vom  20.  Dezember  1881  hat  in  der 
Staatsfmanzverwaltung  der  Türkei  einen  Umschwung  der  Ver- 
hältnisse hervorgerufen,  der  sich  darin  äußert,  daß  von  diesem 
Zeitpunkte  an,  eine  scharfe  Abgrenzung  stattfindet  zwischen 
derjenigen  Finanzverwaltung,  die  dem  türkischen  Finanzmini- 
sterium, dem  sogenannten  Mahe  unterstellt  ist,  und  derjenigen, 
für  welche  der  Verwaltungsrat  der  Ottomanischen  Staats- 
schulden, der  sog.  Conseil  allein  zuständig  ist.  Erstere  bietet 
uns  mit  ihren  mittelalterhchen  Prinzipien,  die  allerdings  seit 
der  Einführung  der  Konstitution  eine  große  Umwandlung  durch- 
gemacht hat,  doch  immerhin  eine  Materie,  die  zu  einer 
wissenschaftlichen  Bearbeitung  und  Verwertung  wenig  geeignet 
sein  dürfte.  Letztere  dagegen,  auf  durchaus  modernen  Grund- 
lagen aufgebaut  und  mit  einer  gesunden  Finanzgebahrung,  soll 
uns  allein  beschäftigen.  Sie  bildet  den  Gegenstand  des 
III.  Abschnitts  der  vorhegenden  Arbeit. 

Um  uns  ein  klares  Bild  von  der  sogenannten  Dette  Pu- 
blique Ottomane  machen  zu  können,  empfiehlt  es  sich,  noch 
vor  der  Behandlung  ihres  Wesens  und  ihrer  rechtlichen  Natur 
zunächst  ihre  Tätigkeit  und  ihren  Wirkungskreis  genau  fest- 
zustellen, d.  i.  die  ihr  unterstellten  Anleihen  einzeln  anzu- 
führen, und  daran  anschließend  diejenigen  Staatseinkünfte  zu 
bezeichnen,  die  von  dem  allgemeinen  ottomanischen  Budget 
ausgeschieden,  für  den  Dienst  dieser  Anleihen  von  der  türki- 
schen Regierung  der  Dette  Publique  anvertraut  worden  sind. 

Das  Muharremdekret  umfaßt  schlechthin  die  Gesamtheit 
der  zur  Zeit  seines  Erlasses  bestehenden  Schuld  der  Türkei, 
mit  Ausnahme 
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1.  ihrer  schwebenden  Schuld 

2.  der  russischen  Kriegskontribution 

3.  der  drei  Anleihen  vom  Jahre  1854,  1855  und  1871. 
Die  der  Dette  Publique  unterstellten  Anleihe  sind : 

1.  Nach  Art.  X  Abs.  2  des  Dekrets  die  5o/oigen  Priori- 
tätsobligationen der  Galataer  Banken  mit  ihrem  reduzierten 
Kapital  von  8  Millionen  und  170  000  Lt.  Diese  Obligationen 
Mrurden  1890  auf  4^/0  konventiert  und  später  1903  mit  einer 
andern  Kategorie  von  Schulden  unifiziert. 

2.  Die  in  dem  Art.  I  bezeichneten  Anleihen  (s.  Tab.  I). 
Nach  einem  in  den  Artikeln  I,  II,  III,  IV,  V  und  VII 

genau  ausgeführten  Konversions-  und  Reduktionsverfahren,  das 
wegen  seiner  kalkulatorischen  Bedeutung  nicht  in  den  Rahmen 
dieser  Arbeit  gehört  und  deshalb  auch  nicht  weiter  behandelt 
werden  kann,  wurde  der  Gesamtbetrag  der  der  Dette  unter- 
stellten Schuld  wie  die  Tabelle  zeigt,  auf  125  250  958  türkische 
Pfund  festgesetzt  und  in  4  zweckmäßigen  Gruppen  eingeteilt. 


TABELLE  III. 

Anleihen  Nominalkapital  Reduziertes  Kapital 

1858    5  500  000  3  789  848  1  Gruppe  I 

1862  ........  8800000  4112412  J    Serie  A 

1860    2  240  700  1  148  621  | 

1862/64    8  800  000  4  371  050  ^^^PP® 

1872    12  238  820  5  745  482  1 

1865    660  000  3  212  784  ]  ^ 

1869    24  444  442  14174160  ^^^PP^J^^ 

1873    30  555  558  16  528  818)  ^^^^ 

(1865   

1873   

1 1874    96  717  104  48  365  235  |  Gruppe  IV 

Türkenlose   34  848  000  15  632  548  )    Serie  D 


Summa   230  744  624       117  080  958 


Zus.  50/0  Prioritäten      8  725  000  8  170  000 


Totalschuld   239  469  624       125  250  958 
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Gruppe    I  Serie  A 

Gruppe   II  Serie  B 

Gruppe  III  Serie  C 

Gruppe  IV  Serie  D 


7  902  260 
11  265  153 
33  915  762 
63  997  783 


Summe 


117  080  958 


Im  Folgenden  soll  nun  von  dem  für  den  Dienst  der  eben 
erwähnten  Staatsschuld  überwiesenen  Staatseinkünften  die 
Rede  sein,  die  ich  in  der  Reihenfolge  wie  sie  im  Dekret  auf- 
gezählt sind,  anführen  will. 

Der  Art.  VIII  des  Muharrensdekrets  besagt  nämlich 
folgendes :  Für  den  Dienst  der  im  Art.  III  bezeichneten  Schuld 
zediert  die  Regierung  hiermit  vom  1.  Januar  1882  an  bis  zur 
vollständigen  Tilgung  der  erwähnten  Schuld  in  unumschränkter 
und  unwiderruflicher  Weise  folgende  Einkünfte. 

1.  Die  Einkünfte  aus  den  Monopolen  und  den  indirekten 
Steuern,  die  den  Gegenstand  der  seit  dem  1.  Januar  1882 
aufgehobenen  Konvention  vom  Jahre  1879  bilden: 

a)  die  Einkünfte  aus  den  Monopolen  von,  in  einer  be- 
stimmten und  festgelegten  Anzahl  von  Vilayets  pro- 
duziertem und  konsumiertem  Tabak  und  Salz,  mit 
Ausnahme  der  Steuereinkünfte  aus  Zigarren,  Schnupf- 
und  Kautabak  importiertem  Tumbiki  dem  Tabakzehnt 
und  dem  Tabakszoll, 

b)  die  Einkünfte  aus  der  Stempelsteuer  und  der  Spiri- 
taosensteuer  einer  Anzahl  von  Vilayets  des  Reiches 
mit  Ausnahme  des  Spirituosenzolls, 

c)  die  Einkünfte  der  Fischereisteuer  von  Konstantinopel 
und  seiner  Bannmeile. 

2.  Der  Seidenzehnt  gewisser  näher  bezeichneter  Pro- 
vinzen. 

3.  Der  Überschuß  der  infolge  einer  etwaigen  Änderung 
der  Zollsätze  im  Falle  einer  Revision  der  Handelverträge  sich 
ergebenden  Zolleinkünfte. 

4.  Der  aus  der  Anwendung  der  allgemeinen  Gewerbe- 
steuer zu  erwartende  Zuwachs  zu  den  Einnahmen  der  gegen- 
wärtigen Temettüsteuer. 
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5.  Der  Tribut  des  damaligen  Fürstentums  Bulgarien,  der 
bis  zu  seiner  endgültigen  Festsetzung  durch  die  Signatar- 
mächte des  Berliner  Kongresses  vom  1.  Januar  1882  an  durch 
eine  vom  Tabakzehnt  zu  erhebende  Summe  von  jährhch 
100  000  Lt.  ersetzt  Vierden  soll.  Die  Begierung  behält  sich 
jedoch  das  Becht  vor,  denselben  ganz  oder  teilweise  ander- 
weitig zu  verwerten,  natürhch  gegen  Zusicherung  einer  oder 
mehrerer  äquivalenter  Steuerquellen  an  die  Dette. 

6.  Der  Einnahmeüberschuß  der  Insel  Cypern.  Im  Falle 
eines  Ausfalls  desselben  soll  er  vom  1.  Januar  1882  an  durch 
eine  jährliche  Summe  von  130  000  Lt.  ersetzt  werden.  Der 
Conseil  hat  das  Becht,  den  Überschuß  über  den  als  Ersatz 
für  den  bulgarischen  Tribut  zu  erhebenden  Betrag  von  100  000  Lt. 
für  die  Zahlung  der  oben  genannten  Summe  zu  verwenden. 
Beicht  diese  Summe  nicht  aus,  so  soll  der  noch  ungedeckte 
Betrag,  in  der  Weise  zur  Zahlung  gelangen,  daß  der  Finanz- 
minister halbjährlich  Tratten  auf  die  Generalzolldirektion 
zieht. 

7.  Die  Ostrumelische  Beute  in  der  Höhe  von  240  000  Lt., 
vermehrt  um  einige  Bückbestände  und  um  5000  Lt.,  die  den 
Nettoertrag  der  jährlichen  Zolleinnahmen  dieser  Provinz  dar- 
stellen. Diese  Beträge  erhält  der  Conseil  von  der  Ottoman- 
bank, wo  sie  deponiert  sind.  Im  Fall  eines  Verzugs  in  den 
Einzahlungen  zu  den  bestimmten  Fälligkeitsterminen  soll  die 
Kaiserl.  Begierung  für  die  Erfüllung  dieser  Verbindlichkeit 
Sorge  tragen. 

8.  Der  Ertrag  der  Tumbekigebühren  bis  zu  50  000  Lt., 
zahlbar  an  die  Dette  durch  Tratten  auf  die  Zolldirektion. 

9.  Alle  Summen  die  der  Kaiserl.  Begierung  als  Tribut- 
anteile Serbiens,  Montenegros,  Bulgariens  und  (Griechenlands 
zukommen. 

Über  den  Modus  der  Verwendung  und  der  rechnerischen 
Behandlung  der  Staatseinkünfte  für  den  Dienst  der  Otto- 
manischen Staatsschuld  geben  uns  die  Artikel  X,  XI  und  XII 
Aufschluß.  Auch  hier  übergehe  ich  die  Detailrechnungen  und 
beschränke  mich  ledighch  auf  die  Hauptbestimmungen  der  er- 
wähnten Artikel. 
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in Übereinstimmung  mit  der  Konvention  vom  28.  Dez. 
1881,  betr.  die  Auflösung  des  Pachtvertrags  durch  die  Pforte, 
bestimmt  der  Art.  X,  Abs.  2  des  Muharremsdekrets,  daß  zu- 
nächst von  dem  Nettoertrage  der  6  indirekten  Steuern,  eine 
Summe  von  590  000  Lt.  den  Prioritätsobligationen  zugute 
kommen  sollen.  Der  Restbetrag  soll  fernerhin  nach  Art.  XI, 
Abs.  1,  mit  Ausschluß  der  Schuldanteile  der  Tributärstaaten, 
und  nach  einer  Deduktion  der  Zinsen  der  bereits  amortisierten 
Titres,  in  der  Weise  zur  Verteilung  gelangen,  daß  ^/ö  der- 
selben zur  Zinszahlung  und  Vo  zur  Amortisation  der  Staats- 
schuld verwendet  werden  sollen  (Art.  XII,  Abs.  1).  Der  Zins- 
fuß dieser  Anleihe  darf  aber  4<^/o  nicht  übersteigen  (Art.  XI, 
Abs.  3);  ebenso  darf  die  Amortisationsquote  nicht  mehr  als 
l^/o  des  reduzierten  Kapitals  betragen  (Art.  XII,  Abs.  1).  Auf 
jeden  Fall  aber  muß  den  Staatsgläubigern  mindestens  l^.'o 
Zinsen  gesichert  werden.  Sollte  das  dazu  bestimmte  ^/s  nicht 
zur  Zahlung  dieses  Minimalzinsfußes  ausreichen,  so  muß 
von  dem  für  die  Amortisation  bestimmten  so  viel  ent- 
nommen werden  und  dem  ^/s  hinzugeschlagen  werden,  bis  die 
Summe  zur  Zahlung  des  l^loigen  Zinses  ausreicht.  Anderer- 
seits wächst  die  Amortisation  um  die  Zinsen  der  bereits  ge- 
tilgten Titres.  Sollte  der  Nettoertrag  von  ^Ib  so  hoch  sein, 
daß  er  mehr  als  4*^/0  Zinsen  abwirft,  und  das  für  die  Amorti- 
sation bestimmte  so  hoch,  daß  er  mehr  als  l^/o  Zinsen 
abwirft,  so  muß  der  Überschuß  über  den  Maximalzinsfuß  von 
40/0  und  die  Maximalamortisationsquote  von  l^/o  der  Staats- 
kasse zugute  kommen  (Art.  XII,  Abs.  4). 

So  viel  über  die  rechnerische  Behandlung  der  Anleihen. 

Was  speziell  den  Wirkungskreis  der  Dette  anbetrifft,  so 
ist  zunächst  als  charakteristisches  Merkmal  hervorzuheben, 
daß  ihre  Zuständigkeit  sich  auf  zwei  von  einander  recht  ver- 
schiedene Verwaltungsgebiete  erstreckt.  Nämhch  erstens  auf  die 
Staatsschuldenverwaltung  und  sodann  auf  die  Steuererhebung. 

Mit  Hinblick  auf  die  damalige  trostlose  finanzielle  Lage 
der  Türkei,  war  die  Vereinigung  der  erwähnten  Verwaltungs- 
zweige in  der  Hand  ein  und  derselben  fachmännisch  ge- 
schulten Finanzkommission  die  notwendige  Voraussetzung  für 
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die  Verwirklichung  des  Gedankens  der  Wahrung  der  Rechte 
und  der  Interessen  der  Staatsgläubiger  durch  die  Dette.  Dieser 
Gedanke  wäre  aber  illusorisch  und  undurchführbar  geblieben, 
wenn  der  Staat  sich  geweigert  hätte,  dem  Conseil,  neben  der 
Finanzhoheit  im  engeren  Sinne,  die  ihm  schon  ex  institutione 
natürlich  zustand,  auch  einen  Teil  seiner  Steuerhoheit  abzu- 
treten. In  ihrer  Eigenschaft  als  Staatsschuldentilgungskasse 
interessiert  uns  die  Dette  nicht.  Sie  unterscheidet  sich  als 
solche,  wenigstens  soweit  es  sich  um  ihre  Tätigkeit  handelt, 
nicht  von  einer  gewöhnlichen  Staatsschuldenverwaltung,  wie 
wir  sie  in  allen  zivilisierten  Staaten  vorfinden.  Wohl  aber 
interessiert  uns  die  Dette  in  ihrer  Eigenschaft  als  Steuerer- 
hebungsorgan. Denn  die  Einhaltung  und  die  Befolgung  der 
Vorschriften  über  die  Höhe  der  Zinszahlungen  und  die  Ein- 
haltung des  Amortisationsplanes,  allgemeiner  gesagt,  die  recht- 
liche Befriedigung  der  Gläubiger,  ist  doch  lediglich  abhängig 

a)  von  der  Tauglichkeit  und  Zweckmäßigkeit  der  von 
dem  Conseil  angewendeten  Steuererhebungsform, 

b)  von  der  Zulänglichkeit  und  Brauchbarkeit  der  dem 
Dienste  der  Staatsschuld  zugewiesenen  Einkünfte. 

Aus  diesem  Grunde  sind  die  über  die  hier  in  Frage 
kommenden  Steuern  und  Tribute  vorhandenen  Monographien 
von  weittragender  Bedeutung  für  das  richtige  Verständnis  der 
Aufgaben  des  Gonseils.  Allein,  wenn  ich  mich  innerhalb  der 
Grenzen  der  vorliegenden  Abhandlung  über  die  Staatsschulden 
halten  soll,  so  muß  ich  mich  in  der  Behandlung  der  wirt- 
schaftlichen Fragen  sehr  beschränken  und  sie  nur  insofern 
berühren,  als  sie  in  unmittelbarem  Zusammenhang  mit  der 
Staatsschuldenverwaltung  stehen.  Im  übrigen  aber  verweise 
ich  den  Leser  auf  die  kleineren  Monographien  von  Morawitz^) 
und  du  Velay,2)  ferner  auf  die  jährlichen  Berichte  des  Conseil 
selbst.  Eine  besondere  Erwähnung  verdient  endlich  die  ein- 
gehende und  lehrreiche  Studie  des  Kommandanten  Berger, 

^)  „Les  finances  de  la  Turquie''  von  Charles  Morawitz  in  der 
tibersetzung  von  Georg  Schweitzer,  S.  298  u.  f.,  1903. 

„Essai  sur  l'Historie  finaniere  de  la  Turquie"  von  A.  du  Velay, 
1903,  S.  463  u.  f. 
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über  das  Salz,  betitelt,  ^^Etude  sar  le  Revenu  du  sel^^  Kon- 
stantinopel 1893. 

Somit  dürfte  der  Punkt,  auf  den  ich  näher  eingehen 
möchte,  in  folgender  Weise  zu  formulieren  sein. 

Die  Tätigkeit  der  Ottomanischen  Staatsschuldenverwaltung 
auf  dem  Gebiet  der  ihr  überwiesenen  Einkünfte  und  ihre  Be- 
deutung für  die  Gesamtentwickelung  des  Wirtschaftslebens  im 
Lande. 

In  dem  ersten  Abschnitt  meiner  Arbeit  habe  ich  Gelegen- 
heit gehabt,  auf  die  trostlosen  türkischen  Agrar-  und  Indu- 
strieverhältnisse des  19.  Jahrhunderts,  wenn  auch  nur  in  großen 
Zügen  hinzuweisen,  und  habe  unter  anderm  das  fiskahsche 
System  des  Landes  als  eine  der  Hauptursachen  für  das  Herein- 
brechen der  Finanzkatastrophe  vom  Jahre  1875  bezeichnet. 
Wenn  wir  fernerhin  das  nach  dem  Türkisch-Russischen  Kriege 
herrschende  soziale  Elend,  namentUch  auf  dem  platten  Lande, 
uns  wieder  ins  Gedächtnis  rufen,  dann  werden  wir  erst  die 
Aufgabe,  die  der  Gonseil  durch  die  Übernahme  einer  so  wich- 
tigen und  so  schwierigen  staatlichen  Vervvaltungstätigkeit  sich 
gestellt  hat,  richtig  bewerten  können. 

Nun  wird  allerdings  von  Vielen  darauf  hingewiesen,  daß 
die  Verwaltung  der  sechs  indirekten  Steuern  insofern  für  die 
Dette  leichter  sich  gestaltet  hätte,  als  sie  nicht  in  einem  ver- 
wahrlosten Zustande  unmittelbar  aus  der  Hand  der  Regierung, 
sondern  aus  der  Hand  der  bereits  erwähnten  Administration 
des  six  Contributions  indirectes,  einer,  wenn  auch  nicht  gerade 
routinierten,  so  doch  sicherlich  wohl  organisierten  Pachtgesell- 
schaft übernommen  worden  wäre,  deren  finanzielle  Ergeb- 
nisse in  der  kurzen  Zeit  ihrer  Tätigkeit  sehr  zufriedenstellend 
gewesen  wären.  Ganz  abgesehen  davon,  daß  der  günstige, 
finanzielle  Ertrag  zweier  Jahre  noch  lange  keine  sichere  Ge- 
währ bietet  für  die  Tauglichkeit  und  dauernde  Ergiebigkeit 
einer  Steuerquelle,  wird  man  angesichts  der  fortwährenden 
Reibereien,  die  zwischen  der  Regierung  und  dem  Gonseil  seit 
Anfang  seiner  Tätigkeit  an  aus  eben  diesen  sechs  Steuern  her- 
rühren, heutzutage  dieser  allgemein  herrschenden  Anschauung 
skeptischer  gegenüber  stehen  müssen.  Es  darf  nämlich  nicht 
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übersehen  werden,  daß  diese  Pachtgesellschaft  vom  Jahre  1879 
eine,  wenn  ich  so  sagen  darf,  reiti  provisorische  Erwerbsge- 
sellschaft darstellte,  die,  wie  bereits  im  zweiten  Abschnitt  der 
Arbeit  erwähnt,  auf  die  Dauer  von  10  Jahren  gegründet,  und 
außerdem  noch  vor  Ablauf  dieser  Frist,  von  der  Regierung 
einseitig  auflösbar,  einzig  und  allein  danach  streben  konnte 
und  mußte,  aus  den  ihr  verpachteten  Steuern  denjenigen 
finanziellen  Ertrag  zu  erzielen,  der  gerade  zur  Befriedigung 
der  Gläubigerrechte  ihrer  Mitglieder  erforderlich  war.  Im 
übrigen  aber  waren  dem  Provisorium  die  Beschaffenheit  der 
Steuern,  ihre  Erhebungsform  und  überhaupt  das  ganze  fiska- 
lische System  des  Landes,  Faktoren,  die  vollständig  außerhalb 
seiner  Interessensphäre  lagen. 

Einen  völUg  anderen  Standpunkt  vertritt  die  Dette  Publi- 
que Ottomane. 

Daß  für  sie  das  rein  fiskahsche,  ich  möchte  sagen,  rein 
kaufmännische  Moment,  nicht  allein  das  Maßgebende  sein  durfte, 
und  daß  ihre  Aufgabe  nicht  darin  bestehen  konnte,  unter  rück- 
sichtsloser Ausbeutung  der  wirtschaftlichen  Kräfte  des  Landes 
den  höchstmöglichen  finanziellen  Gewinn  zu  erzielen,  ergibt  es 
sich  ohne  weiteres  aus  ihrer  rechthchen  Natur;  zwar  ist  auch 
ihr  Hauptzweck  selbstredend  die  materielle  Befriedigung  der 
Staatsgläubiger  aus  dem  Ertrag  der  ihr  konzedierten  Einkünfte. 
Allein  gleichzeitig  als  eine,  wenn  auch  nicht  ständige,  so  doch 
auf  lange  Jahre  hinaus  berechnete  Institution,  war  die  Dette 
zur  dauernden  Sicherung  der  Gläubigerrechte  von  Anfang  an 
nicht  nur  an  der  Ergiebigkeit  der  Steuerquellen,  sondern  auch 
an  der  Schonung  und  Erhaltung  derselben,  kurzum  an  der 
Schaffung  einer  rationellen  Verwaltungsmethode  stark  inter- 
essiert. Daraus  erklärt  sich  ihr  scheinbar  selbstloses  Bemühen, 
die  ihr  anvertrauten  Quellen  gleichsam  mit  einer  schützenden 
Mauer  zu  umfassen,  sie  zu  hegen  und  pflegen  und  überall 
Aufwendungen  zu  machen  und  sich  in  Unkosten  zu  stürzen, 
zu  denen  sie  vertragsmäßig  nicht  verpflichtet  ist.  Das  ist  eine 
äußerst  wichtige  Tatsache,  die  Beachtung  verdient.  Denn, 
wenn  ich  recht  sehe,  liegt  gerade  darin,  ich  meine  in  dieser 
Doppelstellung  des  Conseils,  die  Hauptschwierigkeit  seiner  Auf- 
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gäbe  und  der  Schwerpunkt  seiner  ganzen  Verwaltungstätigkeit 
im  Lande.  Insofern  hat  sich  der  Conseil  einen  Teil  der  Staats- 
aufgaben auf  seine  Schultern  aufgeladen,  and  kraft  der  ihm 
im  Art.  IX  zustehenden  Kompetenz  in  der  Regelung  der  be- 
stehenden Steuererhebungsmethoden,  ist  es  ihm  gelungen,  neben 
den  von  Jahr  zu  Jahr  immer  mehr  wachsenden  finanziellen 
Ergebnissen,  vor  allem  eine  Grundlage  zu  schaffen,  auf  welcher 
sich  die  wirtschaftlichen  Kräfte  nicht  nur  seiner  Einkünfte, 
sondern  auch  die  des  ganzen  Landes  einer  gesunden  und 
stetigen  Entwickelung  erfreuen  durften. 

Was  zunächst  das  materielle  Moment  anbetrifft,  so  ver- 
mag schon  eine  einfache  Gegenüberstellung  des  ersten  Rechen- 
schaftsberichtes des  Conseils  vom  Jahre  1882/83,  mit  dem  des 
letzten  vom  Jahre  1909/10  zur  Genüge  das  ungeheure  Wachs- 
tum der  hier  in  Frage  kommenden  Einkünfte  innerhalb  eines 
Zeitraums  von  28  Jahren  demonstrieren. 

TABELLE  IV. 

1882/83  1909/10 

594  679  Lt   Salz  

138  392  „   Stempel  .  . 

178  861    Spiritus    .  . 

18  952    Seidenzehnt 

22  636    Fischerei .  . 

737  466  ,   Tabak  .  .  . 


1  147  237  Lt 
420  364  „ 
288  270 
128  945  „ 
82  803 
895  883  „ 


Wichtig  für  unsere  Betrachtungsweise  sind  die  der  Dette 
eingeräumten  Rechte,  auf  Grund  deren  sie  ihre  Verwaltungs- 
tätigkeit entfaltete. 

Zunächst  ist  die  Dette  nach  Art.  IX  Abs.  2  befugt,  innerhalb 
der  ihr  gezogenen  Grenzen  und  ohne  jedwede  Belastung  ottoma- 
nischer Untertanen  durch  Steuern  eigenmächtig  alle  erforder- 
lichen Änderungen  und  Verbesserungen  in  dem  bestehenden  Be- 
steuerungssystem vorzunehmen,  und  zwar  hinsichtlich  der  sechs 
indirekten  Steuern  und  des  in  den  §§  5  und  6  des  Art.  VIII  er- 
wähnten Tabakzehntes.  Freiüch  erfährt  diese  an  sich  weitgehende 
Zuständigkeit  des  Conseils  in  dem  Art.  IX  Abs.  3  eine  Beschrän- 
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kung  dahin,  daß  hinsichtlich  der  Einführung  einer  neuen  Besteue- 
rungsmethode und  der  Festsetzung  von  Tarifsätzen,  Änderungen 
nur  im  Einvernehmen  mit  der  Regierung  vorgenommen  werden 
dürfen.  Eine  Ausnahme  hiervon  bilden  die  §§  3,  4  und  8  des 
Art.  VIII  —  betreffend  die  Zölle,  Gewerbesteuer  und  Tumbeki- 
gebühr,  insofern  die  Kompetenz  des  Gonseils  hinsichtlich  der  drei 
letztgenannten  Einkünfte  vollkommen  ausgeschaltet  ist,  Art.  IX,  3. 

Auf  Grund  dieser  allgemeinen  Bestimmungen  des  Art.  IX 
und  der  spezielleren  des  Abs.  6  desselben  Artikels  übergab 
die  Dette  bereits  im  zweiten  Jahre  ihrer  Tätigkeit  das  überaus 
schwer  zu  verwaltende  Tabakmonopol  der  ,,Societe  de  la 
regie  cointeressee  des  Tabacs  de  l'empire  Ottoman einer 
ottomanischen  Aktiengesellschaft  auf  30  Jahre  zur  Pacht  gegen 
einen  Pachtschilling  von  750  000  Lt.  Der  über  einen  bestimmten 
Betrag  hinausgehende  Nettoertrag  wird  gemäß  dem  Abs.  7 
in  bestimmten  Prozentsätzen  zwischen  der  Regierung,  der 
Regie  und  der  Dette  verteilt.  Von  diesem  Rechte  glaubte  der 
Conseil  damals  offenbar  deshalb  Gebrauch  machen  zu  müssen, 
um  die  Staatsgläubiger  vor  einer  höchst  unsicheren  Einnahme- 
quelle zu  sichern.  Sie  hat  sich  aber  darin  getäuscht.  Trotz 
der  beruhigenden  Versicherungen  du  Velays,  der  lebhaft  für 
die  Beibehaltung  dieses  Pachtsystems  plaidiert,  scheint  sich 
die  Sache  doch  nicht  so  bewährt  zu  haben;  denn  abgesehen 
davon,  daß  der  Pachtschilling  bald  um  50  000  Lt.  reduziert 
werden  mußte,  hat  die  Dette  nicht  nur  mehrfache  Vorschüsse 
an  die  Regie  machen  müssen,  sondern  sie  hat  auch  schheß- 
lich  daran  glauben  müssen,  ihr  bis  zum  heutigen  Tage  nam- 
hafte Entschädigungssummen  zu  zahlen  für  die  Verluste,  die 
die  Regie  durch  den  Wegfall  der  Ausfuhrgebühren  auf  den 
für  Ägypten  bestimmten  Tabak  erlitten  hatte.  Daß  man  übrigens 
mit  diesem  Verpachtungssystem  heute  allgemein  nicht  zufrieden 
ist,  beweist  der  Umstand,  daß  seit  kurzem  zwischen  dem 
jetzigen  Finanzminister  Djavid  Bey  und  dem  Präsidenten  der 
Dette  Publique,  Verhandlungen  im  Gange  sind  hinsichtUch  des 
Uberganges  des  Tabakmonpols  in  eigene  Verwaltung  der 
Dette,  —  da  ja  der  Vertrag  zwischen  der  Regie  und  der 
Dette  am  14.  März  1913  erhscht. 
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Das  Salzmonopol  hatte  der  Conseil  von  Anfang  an  in 
eigener  Verwaltung  beibehalten.  Vielleicht  deshalb,  weil  die 
Ausbeutung  und  der  Handel  mit  Salz  verhältnismäßig  sehr 
leicht  zu  handhaben  ist;  je  einfacher  und  primitiver  die  Ver- 
waltungsmethode des  Salzes  ist,  desto  rentabler  ist  sie.  Die 
Türkei  ist  überaus  reich  an  Salzen  aller  Art,  und  wiewohl 
die  Produktion  viel  größer  ist  als  die  Konsumtion,  so  sind 
doch  die  Salzpreise  im  Lande  verhältnismäßig  hoch,  eine  ein- 
fache Folge  der  schlechten  Transportverhältnisse  uod  des 
Mangels  an  Häfen.  Die  Preise  sinken  aber  mit  dem  Ausbau 
der  türkischen  Eisenbahnen  und  nicht  zum  mindesten  infolge 
der  Tatsache,  daß  die  Dette  im  ganzen  Lande  an  geeigneten 
Plätzen  große  Depots  auf  eigene  Kosten  hat  errichten  lassen, 
an  welchen  der  Bauer  sein  Salz  zu  billigerem  Preise  kaufen 
kann  als  beim  Kaufmann. 

Das  Hauptmoment,  das  seit  jeher  der  Entwickelung 
dieser  beiden  Monopole  sich  hindernd  in  den  Weg  gelegt 
hat,  ist  das  in  der  Türkei  hoch  entwickelte  Schmuggehvesen. 

Es  ist  ja  nicht  zu  leugnen,  daß  der  Schmuggel  mit  dem 
fortwährenden  Ausbau  der  Eisenbahnen  immer  mehr  im  Rück- 
gang begriffen  ist.  Allein  ganz  wird  er  wohl  niemals  auszu- 
rotten sein,  solange  die  Monopole  in  der  Hand  von  Korpo- 
rationen und  Privatgesellschaften  sich  befinden,  deren  Macht- 
befugnisse nur  von  derivativer  Natur  und  beschränkt  sind. 
Deshalb  wird  durch  den  kürzlich  beabsichtigten  Übergang  des 
Tabakmonopols  aus  der  Hand  der  Regie  in  die  des  Conseil 
wohl  nur  eine  Besserung  der  Betriebsmethode  und  der  Ver- 
waltung zu  erwarten  sein,  aber  kaum  eine  Besserung  der 
Verhältnisse  hinsichtlich  des  Schmuggelwesens,  da  ja  die  Dette 
selbst  ebenso  auf  die  staatliche  Unterstützung  angewiesen  ist 
wie  die  Regie.  Es  ist  daher  zu  wünschen,  daß  der  in  der 
allerletzten  Zeit  aufgetauchte  Gedanke  von  der  Verstaathchung 
des  Tabakmonopols  mögUchst  bald  eine  greifbare  Gestalt  ge- 
winnt. Denn  nur  im  Wege  eines  Staatsmonopols  ist  in  der 
heutigen  Türkei  eine  bedeutende  Zunahme  des  Ertrags  aus 
dem  Tabak  zu  erwarten,  und  zwar  aus  dem  Grunde,  weil  der 
Staat  nur  durch  den  Selbstbetrieb  dieser  beiden  wichtigen 
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Erwerbszweige  ein  volles  Interesse  an  deren  Entwickelung 
haben  kann.  Erst  dann  wird  auch  die  türkische  Regierung 
weder  Mühe  noch  Kosten  scheuen,  den  Kampf  gegen  das 
Schmuggelwesen  mit  allen  ihr  zu  Gebote  stehenden  Mitteln 
aufzunehmen,  um  diese  Landplage  endhch  aus  der  Welt  zu 
schaffen. 

Aber  nicht  allein  von  außen  stellten  sich  dem  Conseil 
Schwierigkeiten  in  den  Weg,  auch  die  Regierung  ihrerseits 
hat  fortwährend  durch  wenig  Entgegenkommen  und  durch 
allerlei  Ghikanen  seine  Reformpläne  durchkreuzt  und  sogar 
oft  genug  sich  des  Vertragsbruches  schuldig  gemacht.  In 
striktem  Widerspruche  mit  dem  Art.  III  Abs.  9,  befreite  sie  vor 
einigen  Jahren  eigenmächtig  ganze  Korporationen  von  der 
Stempelsteuer,  so  z.  B.  die  Konzessionäre  der  türkischen  Eisen- 
bahnen, eine  Anzahl  Banken,  die  in  türkischer  Sprache  ver- 
faßten Zeitungen  der  Hauptstadt  und  andere  von  Rechtswegen 
steuerpflichtigen  Objekte  mehr.  So  kam  es,  daß  die  Einkünfte 
aus  der  Stempelsteuer  noch  vor  einem  Dezennium  stationär 
geblieben  waren,  seitdem  haben  sie  allerdings  infolge  der  Be- 
mühungen des  Conseils  zugenommen. 

Teilweise  aus  eben  denselben  Gründen,  teilweise  aller- 
dings auch  infolge  des  fortschreitenden  Aussterbens  des  Fisch- 
bestandes in  den  türkischen  Gewässern  halten  in  den  90  er 
Jahren  die  Ergebnisse  aus  der  Fischereisteuer  stark  abge- 
nommen. Dank  den  Bemühungen  des  Conseils  wurden  durch 
die  Einführung  der  Fischereireformen,  durch  kostspiehge  For- 
schungsreisen und  Experimente,  die  der  Conseil  auf  eigene 
Kosten  unternahm,  und  endlich  durch  Errichtung  neuer  Fisch- 
hallen und  anderer  Vorrichtungen  mehr  zum  besseren  Vertrieb 
der  Fische  auch  diese  Einkünfte  wesentHch  gehoben. 

Das  größte  Verdienst  erwarb  sich  jedoch  der  Conseil 
um  die  Hebung  des  Weinbaues  und  der  Seidenindustrie  in  der 
Türkei.  Die  ungeheuer  drückenden  Steuern,  denen  der  Winzer, 
namentlich  der  christliche,  seit  jeher  unterworfen  war,  und 
die  ungewöhnlich  starke  Vergünstigung,  die  die  ausländischen 
Weine  und  Alkohole  vor  den  inländischen  hatten,  und  endhch 
die  vielfach  auftretenden  Krankheiten  wie  Phylloxera,  Reh- 
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laus  usw.,  haben  die  volle  Entwickelung  dieses  Zweiges  der 
Landwirtschaft  sehr  beeinträchtigt.  Erst  auf  die  Verwendung 
des  Conseils  hin  bei  der  Regierung  wurden  alle  diese  drückenden 
Lasten  erleichtert,  unter  anderem  der  1  o/o  ige  Ausfuhrzoll  auf 
Spiritus  aufgehoben  und  vom  Conseil  Ausfuhrprämien  aus- 
gesetzt. Als  in  der  Mitte  der  80  er  Jahre  die  Phylloxera  den 
ganzen  Weinbau  im  Lande  zu  vernichten  drohte,  und  die 
Regierung  diesem  Verheerungsprozesse  ratlos  gegenüberstand, 
\  da  war  es  der  Conseil  allein,  der  den  Kampf  dagegen  auf- 
nahm. Sofort  ließ  er  sich  Amerikanerreben  vom  Auslande 
kommen,  verteilte  sie  unter  die  Weinbauern  und  legte  selbst 
Musterweinberge  an.  Gleichzeitig  ließ  der  Conseil  durch  ge- 
eignete Lehrer  an  die  Weinbauern  kostenlos  Unterricht  erteilen 
und  nahm  selbständig  die  erforderhchen  Präventivmaßregeln 
gegen  alle  Rebkrankheiten  vor.  Ähnlich  verhält  es  sich  mit 
dem  Seidenzehnten. 

Bekanntlich  ist  die  Dette  nach  dem  Muharremdekret  ledig- 
lich mit  der  Erhebung  und  Einkassierung  des  Seidenzehnts 
bestimmter  Provinzen  betraut.  Da  aber  zur  Zeit  der  Über- 
nahme dieses  Zehnts  die  einst  in  höchster  Blüte  stehende 
Seidenindustrie  der  Türkei  infoige  von  allerlei  Raupenkrank- 
heiten und  der  veralteten  Methode  der  Betriebe  und  infolge 
anderer  Mißstände  mehr  arg  darniederlag,  glaubte  der  Conseil 
zur  Sicherung  des  ihm  gebührenden  Zehnts  unbedingt  auch  in 
den  Produktionsprozeß  dieses  Industriezweiges  eingreifen  und 
Wandel  schaffen  zu  müssen,  zumal  da  von  der  Regierung 
nichts  zur  Sanierung  der  schlechten  Verhältnisse  zu  erwarten  ■ 
war.  Zum  Schutze  des  Seidenbauers  vor  betrügerischen  aus- 
ländischen Lieferanten  erwirkte  denn  auch  der  Conseil  von 
der  Regierung  ein  Gesetz,  kraft  dessen  nur  solche  Grains  zum 
Verkauf  kommen  durften,  die  aus  dem  Zuchtwahlsystem  Pasteur 
gewonnen  werden.  Im  Jahre  1888  errichtete  der  Conseil  auf 
eigene  Kosten  in  Broussa,  dem  Zentrum  der  türkischen  Seiden- 
industrie, ein  Laboratorium  und  bald  darauf  eine  Seidenzucht- 
schule, wo  zahlreiche  Schüler  aus  allen  Teilen  des  Reiches  zu 
ihrer  Ausbildung  hinströmten.  Unter  anderem  sei  erwähnt, 
daß  der  Conseil  alljährlich  Wettbewerbe  für  die  beste  Maul- 
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beerkultur  und  für  den  größten  Kokonertrag  ausschreibt,  und 
zwar  mit  gutem  Erfolg. 

Aus  dem  soeben  Geschilderten  geht  hervor,  daß  es  der 
Dette  PubUque  Ottomane  trotz  der  ihr  von  selten  der  Regie- 
rung immer  wieder  in  den  Weg  gestellten  Schwierigkeiten, 
doch  gelungen  ist,  mit  Aufwendung  großer  Opfer  und  Mühen 
die  wirtschaftUchen  Kräfte  des  Landes,  somit  auch  die  Renta- 
bilität der  ihr  unterstellten  sechs  indirekten  Steuern  ungeheuer 
zu  heben,  wie  wir  aus  der  Tabelle  II  ersehen  können. 

Viel  schwieriger  gestaltet  sich  allerdings  die  Verwaltung 
der  in  den  §§  3 — 9  erwähnten  Einkünfte.  Wenn  die  finanzielle 
Entfaltung  dieser  letzteren  nicht  in  derselben  Weise  wie  bei 
den  oben  genannten  indirekten  Steuern  hat  vor  sich  gehen 
können,  so  liegt  das  in  der  Hauptsache  in  ihrem  vorwiegend 
politischen  Charakter  begründet.  Hier  tritt  das  wirtschaftliche 
Moment  zunächst  in  den  Hintergrund.  Aus  diesem  Grunde 
konnte  auch  die  Zuständigkeit  der  internationalen  B^inanz- 
kommission,  somit  auch  ihre  Mitwirkung  in  diesen  national- 
politischen Fragen  teilweise  überhaupt  nicht  anerkannt  werden, 
und  dort,  wo  diese  Zuständigkeit  vertragsmäßig,  wenn  auch 
nur  im  beschränkten  Maße,  anerkannt  war,  mußte  sie  aus 
eben  demselben  Grunde  gegenstandslos  sein,  und  das  umso- 
mehr,  als  dem  Gonseil  die  vertragsmäi^ige  staatliche  Unter- 
stützung selten  gewährt  worden  ist. 

Wenn  auch  diese  Einkünfte  in  dem  letzten  Dezennium 
durch  die  Bemühungen  des  Conseils  zugenommen  haben  oder, 
besser  gesagt,  weniger  Schwanlmngen  unterworfen  gewesen 
sind,  so  bleiben  sie  doch  immerhin  für  die  Staatsgläubiger 
Garantien  von  höchst  problematischem  Werte.  Nichtsdesto- 
weniger gehören  sie  ihrer  Kategorie  nach  mit  Ausnahme  des 
Zollzuschlags  unter  die  Abteilung  der  sogenannten  ^/Assig- 
nations  fixes eine  Bezeichnung,  die  sie  ihrer  Beschaffenheit 
nach  jedenfalls  nicht  verdienen.  Eine  rühmliche  Ausnahme 
hiervon  macht  die  Tumbekigebühr,  die  allerdings  mit  einer 
für  türkische  Verhältnisse  erstaunlichen  Regelmäßigkeit  jahrein 
jahraus .  in  die  Kasse  der  Staatsschuldenverwaltung  herein- 
fließt. 
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Kompetent  für  diese  Tumbekigebühr,  sowie  für  die  all- 
gemeine Gewerbesteuer  und  für  die  Zollgesetzgebung  ist,  wie 
wir  wissen,  der  Conseil  nicht,  aber  auch  ebensowenig  die 
Staatsregierung,  wenigstens  soweit  es  sich  um  die  beiden 
letztgenannten  Einkünfte  handelt.  Denn  auf  Grund  der  Kapi- 
tulationen ist  schon  seit  dem  Mittelalter  her  bis  zum  heutigen 
Tage  die  Handlungsfähigkeit  der  Türkei  wie  auf  anderen  Ge- 
bieten, so  auch  auf  dem  Gebiete  ihrer  Handels-  und  Gewerbe- 
politik, so  weit  diese  ausländische  Interessen  berühren,  stark 
unterbunden,  sodaß  zur  Durchführung  der  in  §§  3  und  4  des 
Art.  VIII  vorgesehenen  Reformen  die  Zustimmung  aller  der 
hier  in  Betracht  kommenden  europäischen  Mächte  erforderhch 
ist.  Diese  Zustimmung  erfolgte  erst  vor  einigen  Jahren,  es 
war  am  12.  Juni  1907  hinsichtlich  der  Erhöhung  des  acht- 
prozentigen  Einfuhrzolls  um  drei  Prozent,  ein  Uberschuß,  der  in 
den  Rechenschaftsberichten  des  Conseils  unter  dem  Namen  „Sur- 
taxe douaniere^^  seit  dem  Jahre  ihrer  Einführung  eine  Abtei- 
lung für  sich  bildet.  Mit  der  Erhebung  dieses  Zollzuschlags 
ist  allerdings  der  Staat  selbst  betraut.  Der  Conseil  hat  ledig- 
lich ein  Kontrollrecht  bei  Erhebung  desselben  auszuüben. 
Wiewohl  nun  diese  Abgaben  nach  dem  Muharremdekret  dem 
Conseil  allein  gebührt,  hat  letzterer  auf  Grund  eines  Über- 
einkommens mit  der  Pforte  im  Jahre  1906  darauf  verzichtet, 
und  zw^ar  zugunsten  des  mazedonischen  Budgets,  welches  ja 
bekanntlich  von  dem  allgemeinen  ottomanischen  Budget  ge- 
trennt war.i)  Nach  der  Einführung  der  Konstitution  in  der 
Türkei  im  Jahre  1908  kam  jedoch  dieses  spezielle  Budget  in 
Wegfall,  und  die  mazedonischen  Finanzen  bilden  seitdem  einen 
Bestandteil  des  allgemeinen  ottomanischen  Staatshaushaltes. 
Gegenwärtig  kommt  dieser  8^/0  ige  Zuschlag  in  der  Weise  zur 
Verteilung,  daß  75^/o  desselben  der  türkischen  Regierung  zu- 
fallen und  250/0  der  Dette-Publique.  2) 

Die  auf  Grund  der  Kapitulation  erforderhche  Zustim- 

,,Die  Kapitulationen  und  Handelsverträge  der  Türkei."  Heraus- 
gegeben vom   österreichischen  K.  K.  Handelsministerium.   Wien  1909. 
Siehe  darin  S.  526  das  Protokollabkommen  vom  23.  April  1907  (§§  VI  u.  VII). 
^)  Siehe  das  Ergänzungsdekret  v.  J.  1./14.  September  1903. 
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mung  der  Großmächte  hinsichtlich  der  Anwendung  einer 
allgemeinen  Gewerbesteuer  ist  bisher  trotz  der  Bemühungen 
des  Gonseils  und  auch  der  Regierung  nicht  erfolgt.  Gestützt 
auf  diese  Kapitulationen  haben  sich  die  Vertreter  der  Groß- 
mächte in  Konstantinopel  bisher  geweigert,  durch  eine  der- 
artige Zustimmung  ihre  von  jeder  türkischen  Steuer  befreiten 
Schutzbefohlenen  der  Steuerhoheit  der  Pforte  zu  unterwerfen, 
—  die  Grundsteuer  ist  die  einzige  direkte  Steuer,  die  der 
grundbesitzende  Ausländer  an  den  türkischen  Fiskus  zu  ent- 
richten bat.  — 

Daß  in  dieser  Exemtion  eine  große  Ungerechtigkeit 
gegenüber  den  einheimischen  Gewerbetreibenden  liegt,  die  doch 
der  Temettüsteuer  unterworfen  sind,  ist  klar.  Es  wäre  daher 
sehr  zu  wünschen,  daß  die  Mächte  sich  möglichst  bald  ent- 
schlössen, diese  Ungerechtigkeit  einzusehen,  und  das  werden 
sie  um  so  leichter  tun  können,  als  sie  sich  doch  sagen  müssen, 
daß  die  aus  der  Anwendung  dieser  Steuer  erwachsenen  mate- 
riellen Vorteile  nicht  dem  türkischen  Fiskus,  sondern  in  aller- 
erster Linie  den  ausländischen  Staatsgläubigern  zugute  kommen. 
Der  jetzige  Finanzminister  hat  alle  nötigen  Vorbereitungen 
getroffen  und  vor  kurzem  einen  diesbezüglichen  Gesetzentwurf 
ausgearbeitet,  der,  wie  es  heißt,  bereits  die  Anerkennung 
Frankreichs  gefunden  hat.  Ob  dieser  Entwurf  wirklich  zum 
Gesetze  wird,  ist  eine  Frage  der  Pohtik,  die  nicht  hieher  gehört. 

Die  Rechtslage  dieser  beiden  erstgenannten  Steuern,  des 
Zollzuschlags  und  der  allgemeinen  Gewerbesteuer,  ist  auf  Grund 
des  Muharremdekrets  dieselbe,  nachdem  aber  der  Zollzuschlag 
mit  dem  Jahre  1907  seine  Erledigung  gefunden  hat,  sei  über 
den  gegenwärtigen  Stand  der  letzteren  folgendes  erwähnt. 
Gegenwärtig  besteht  in  bezug  auf  die  allgemeine  Gewerbe- 
steuer noch  gar  kein  Rechtsverhältnis  zwischen  dem  Staat 
und  dem  Conseil.  Dieses  Rechtsverhältnis  entstünde  auch 
nicht  durch  die  auf  Grund  der  Kapitulationen  erforderliche  Zu- 
stimmung der  Großmächte  zur  Durchführung  des  genannten 
Gesetzes;  denn  die  Zustimmung  ist  lediglich  eine  Vorbedingung 
zur  wirksamen  Durchführung.  Sodann  begründet  sie  die  Aner- 
kennung  der  Zuständigkeit   des  türkischen  Staates  für  die 
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Regelung  seiner  allgemeinen  Gewerbesteuer.  Der  Staat  allein 
kann  alsdann  die  Initiative  ergreifen,  da  ja  die  Kompetenz 
der  Dette  hierfür  a  priori  ausgeschaltet  ist  und  ihre  Mit- 
wirkung hierbei  nicht  in  Betracht  kommt.  Eine  Verpflichtung 
des  Staates  dem  Conseil  gegenüber  und  ein  Anspruch  des 
letzteren  auf  den  ihm  zukommenden  Differenzbetrag  kann  nur 
entstehen  nach  dem  verfassungsmäßigen  Zustandekommen  des 
allgemeinen  Gewerbesteuergesetzes  im  türkischen  Parlamente. 
Solange  bleibt  aber  der  §  4  des  Muharremdekrets  für  beide 
Teile  gegenstandslos.  Deshalb  ist  auch  der  Posten  Gewerbe- 
steuer in  den  Rechenschaftsberichten  des  Gonseils  nicht  an- 
geführt. 

Wie  die  Gewerbesteuer  sind  auch  die  Schuldanteile  der 
in  dem  §  9  des  Art.  VIII  bezeichneten  Tributärstaaten  für  die 
Dette  finanziell  bisher  bedeutungslos  geblieben;  denn  von  den 
kleinen  Staaten  ist  bisher  nicht  ein  roter  Heller  in  die  Kasse 
der  Dette  hereingeflossen.  Wenn  aber  der  letztere  Posten 
mit  den  üblichen  Gedankenstrichen  dahinter  trotzdem  regel- 
mäßig in  den  monatlichen  Berichten  des  Gonseils  figuriert, 
und  noch  dazu  unter  den  festen  Einnahmen  seinen  Platz  be- 
hauptet, so  hat  das  eine  gewisse  Berechtigung,  und  zwar  in- 
sofern, als  zwischen  dem  Posten  Gewerbesteuer  und  dem  letzt- 
genannten ein  bedeutender  rechtUcher  Unterschied  besteht, 
der  die  Anführung  dieses  Postens  gerechtfertigt  erscheinen 
läßt.  Während  die  Dette  bei  dem  ersleren  überhaupt  keinen 
Rechtsanspruch  erheben  kann,  bevor  die  bereits  erwähnte 
Voraussetzung  nicht  gegeben  ist,  hat  sie  bei  dem  letzteren 
von  vornherein  ein  unmittelbares  Besitzrecht,  das  aber  so 
lange  ruhen  muß,  als  die  betreffenden  Kleinstaaten  ihren 
Verpflichtungen  nicht  nachkommen  wollen  oder  können. 

Die  ostrumelische  Rente  war  seit  jeher  das  -Sorgenkind 
des  Gonseils  gewesen.  Die  im  Muharremdekret  festgesetzte 
Summe  von  240  000  Lt.  ist  niemals  in  dieser  Höhe  der  Dette 
bezahlt  worden,  und  die  ostrumelische  Regierung  hat  stets 
wenig  Neigung  gezeigt,  ihren  Verpflichtungen  nachzukommen. 
Obwohl  die  Pforte  vertragsmäßig  verpflichtet  ist,  im  Falle  eines 
Verzugs  in  den  Einzahlungen  zu  intervenieren,  so  hat  sie  doch 
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niemals  sich  um  diese  Angelegenheit  gekümmert.  Die  Folge 
war  eine  fortwährende  Reiberei  zwischen  dem  Gonseil  und 
den  ostrumelischen  Behörden,  zwischen  welchen  denn  auch 
schließlich  eine  Vereinbarung  im  Jahre  1897  zustande  ge- 
kommen ist,  kraft  deren  die  benannte  Rente  auf  die  Summe 
von  114  000  Lt.  festgesetzt  worden  ist. 

Nicht  minder  waren  die  Schwierigkeiten,  denen  die 
Dette  Publique  bei  der  Erhebung  der  als  Ersatz  für  den  bul- 
garischen Tribut  dienenden  Summe  von  100  000  Lt.,  die  vom 
Tabakzehnt  zu  entnehmen  sind,  ausgesetzt  war.  Der  Gonseil 
hatte  nach  zwei  Richtungen  hin  zu  kämpfen,  einmal  gegen  die 
türkische  Regierung,  und  seit  der  Verpachtung  des  Tabakmonopols 
an  die  Regie  mit  den  Beamten  der  letzteren.  Um  den  fortwäh- 
renden Reibereien  endlich  ein  Ende  zu  setzen,  wurde  zwischen 
dem  Gonseil  und  der  Regie  Mitte  der  90er  Jahre  und  dann 
nochmals  Ende  derselben  ein  Übereinkommen  getroffen,  kraft 
dessen  die  Beamten  der  Tabakregie  mit  der  Erhebung  des 
größten  Teils  des  Tabakzehnts  betraut  wurden  gegen  Zahlung 
einer  festen  Jahresabgabe  an  die  Dette. 

Und  endhch  sei  über  den  Einnahmeüberschuß  der  Insel 
Gypern  erwähnt,  daß  die  im  Muharremdekret  festgesetzte 
Summe  von  130  000  Lt.  bis  zum  Jahre  1889  regelmäßig  an 
die  Dette  gezahlt  worden  ist.  Da  aber  in  diesem  Jahre  die 
enghsche  Regierung,  in  deren  Besitz  Gypern  seit  dem  Jahre 
1879  gelangte,  ein  Teil  dieses  Überschusses  für  ihre  55iger 
Anleihe  zu  verwerten  begann,  so  sank  diese  Summe  von 
130  000  Lt.  entsprechend  herunter.  Seitdem  zahlt  die  tür- 
kische Regierung,  an  die  Dette  Publique  als  Gyprischen  Ein- 
nahmeüberschuß die  Summe  von  109  596  Lt.,  die  sie  von 
der  engl.  Regierung  in  Gypern  überwiesen  bekommt.  Diese 
Summe  wird  denn  auch  regelmäßig  an  die  Dette  bezahlt. 

Bisher  haben  wir  die  Ottomanischen  Staatsschulden- 
Verwaltung  innerhalb  des  ihr  durch  das  Muharremdekret  vor- 
geschriebenen Wirkungskreises  kennen  gelernt  und  ihre  Auf- 
gaben und  Pflichten  sowie  ihre  Rechte  näher  erläutert.  Im 
Folgenden  soll  nun  von  der  Erweiterung  ihrer  Obliegenheiten 
die  Rede  sein. 


Bereits  nach  dea  ersten  Jahren  seiner  Tätigkeit  hatte 
es  der  Gonseil  verstanden,  infolge  der  ausgezeichneten  Orga- 
nisation seiner  Verwaltung  und  der  von  ihm  erzielten  mate- 
riellen und  ideellen  Erfolge,  nicht  allein  das  Vertrauen  der 
Pforte,  sondern  auch  das  der  ausländischen  Mächte  für  sich 
zu  gewinnen.  Im  Inlande  äußerte  sich  das  darin,  daß  der 
Gonseil  im  Jahre  1888  von  der  türkischen  Regierung  mit  der 
Aufgabe  betraut  wurde,  eine  in  demselben  Jahre  von  ihr 
dekretierte  Zuschlagstaxe  zu  dem  Seiden-  und  Tabakzehnt 
für  ihre  Rechnung  zu  erheben.  Im  Auslande  war  es  die 
Deutsche  Bank,  die  zuerst  dem  Gonseil  gegenüber  ihr  Ver- 
trauen dadurch  zu  erkennen  gab,  daß  sie  die  Unterzeichnung 
des  zwischen  ihr  und  der  Pforte  im  Jahre  1888  geschlossenen 
Anleihevertrages  von  30  000  000  Mark  und  die  Annahme  der 
ihr  zustehenden  Eisenbahn -Konzession  an  die  Bedingung 
knüpfte,  daß  die  dazu  erforderlichen  Garantien  nicht  vom 
türkischen  Staate,  sondern  von  der  Dette  PubHque  verwaltet 
werden  sollten.  Dem  Beispiele  der  deutschen  Bank  folgten 
nun  fast  alle  Finanzinstitute  und  sonstigen  Unternehmer,  die 
mit  der  Türkei  von  nun  an  in  Geschäftsverbindung  traten.  Die 
Verwaltung  der  Garantien  durch  die  Dette  war  von  nun  au 
die  conditio  sine  qua  non,  unter  welcher  eine  ganze  Reihe 
von  Anleihen  und  Eisenbahnkontrakte  mit  der  Türkei  ge- 
schlossen worden  sind. 

Diejenigen  Anleihen,  bei  denen  die  Vermittlung  der  Dette 
Pubhque  ausgeschaltet  ist,  sind  folgende: 

1.  40/oig  1893  (Tombac) 

2.  4Q/oig  1894 

3.  40/oig  1902 

4.  40/oig  1855 

5.  40/oig  1891 

6.  31/20/oig  1894 

7.  40/oig  1909 

8.  4Voig  1910  (Helfferich) 

Daher  kommt's,  daß  die  Dette,  neben  der  ihr  allein  auf 
Grund  des  Muharremdekrets  zukommenden  Fischereisteuer  und 
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des  Seidenzehnts  gewisser  Provinzen,  seit  1888  auch  die  Steuern 
und  Zehnten  anderer  nicht  in  ihrem  Verwaltungsgebiete  ge- 
hörender Provinzen  erhebt.  Zu  den  letzteren  gehören  unter 
anderem  der  Getreidezehnt,  Lizenzgebühren,  die  Erträge  aus 
den  Jagdscheinen,  die  Hammelsteuer  gewisser  Gegenden  und 
andere  Abgaben  mehr,  die  sie  lediglich  für  Rechnung  der 
Kontrahenten  einer  Reihe,  seit  dem  Jahre  1888  geschlossener 
Anleihen  und  einiger  Eisenbahnkonzessionäre  erhebt  und  ein- 
kassiert. Die  Dette  erhält  dafür  nur  eine  ö^/o  Kommissions- 
gebühr.   Man  unterscheidet  4  Arten  von  Einkassierungen: 

a)  für  Rechnung  von  Eisenbahngesellschaften 

b)  für  Rechnung  von  Kontrahenten  neuer  Anleihen 

c)  für  Rechnung  der  Ottomanbank 

d)  für  Rechnung  des  Staates. 

Durch  die  Übernahme  dieser  neuen  Aufgaben  tritt  die 
Dette  im  Jahre  1888  aus  den  ihr  durch  das  Muharremdekret 
vorgeschriebenen  Grenzen  heraus.  Ob  dieser  Schritt  des  Gon- 
seils  dem  Gedanken  der  Wahrung  der  Rechte  und  Interessen 
der  Gläubiger  entsprach  oder  nicht,  darüber  scheint  man  an- 
fangs im  Zweifel  gewesen  zu  sein;  heute  ist  man  sich  allge- 
mein darüber  klar,  daß  die  Erweiterung  der  Obliegenheiten 
der  Dette,  auch  für  sie  selbst  von  großem  Vorteil  gewesen  ist. 
Grade  durch  die  Intervention  des  Conseils  ist  überhaupt  der 
Ausbau  des  türkischen  Eisenbahnnetzes  ermöglicht  worden, 
und  was  die  Vervollkommnung  des  Verkehrswesens  für  die 
wirtschaftliche  Gesamtentwickelung  des  Landes,  mithin  auch 
der  verpfändeten  Staatseinkünfte  bedeutet,  darüber  geben  am 
besten  die  trockenen  Zahlen  der  Tabelle  II  Auskunft.  Vollends 
für  die  Pforte  bedeutet  diese  Kompetenzerweiterung  eine  neue 
Aera  in  ihrer  Staatsfmanzverwaltung ;  denn  von  diesem  Zeit- 
punkte an  fängt  der  türkische  Kredit  an  sich  zu  festigen,  und 
die  europäischen  Kapitahen  ,  fangen  an,  ihren  Weg  wieder  in 
die  Türkei  zu  nehmen. 

Nichtsdestoweniger  war  die  Haltung  der  türkischen  Re- 
gierung gegenüber  dem  für  die  einheimische  Volkswirtschaft 
so  segensreichen  Wirken  der  Dette,  wie  wir  bereits  wissen, 
wenig  entgegenkommend.    Eine  heftige  Rivalität  hatte  sich 
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bald  zwischen  dieser  und  ihrer  Staatsschuldenverwaltung  ent- 
wickelt, die  natürlich  auf  beiden  Seiten  nicht  ohne  nachteilige 
Rückwirkungen  geblieben  ist. 

Die  so  oft  erwähnte  staatliche  Unterstützungspflicht,  die 
dem  Gonseil  selten  zuteil  geworden  ist,  ist  nicht  etwa  eine 
allgemeine  Redensart,  noch  gehört  sie  zu  den  sogenannten 
morahschen  Verpflichtungen  des  Staates,  sie  ist  vielmehr  ver- 
tragsmäßig festgesetzt.  Sie  kommt  an  verschiedenen  Stellen 
des  Dekrets  zum  Ausdruck,  so  z.  B.  im  §  7  des  Art.  VIII, 
kraft  dessen  die  kaiserhche  Regierung  sich  verpflichtet,  dafür 
zu  sorgen,  daß  die  Ost-Rumelische  Rente  rechtzeitig  an  die 
Dette  gezahlt  werde.  Ferner  bestimmt  der  Art.  XVI  Abs.  10, 
daß  die  Regierung  dem  Conseü  die  erforderhche  Unterstützung 
zur  Unterdrückung  des  Schmuggelwesens  gewähren  und  auf 
Defrauden  diejenigen  Strafen  anwenden  solle ,  die  gesetzlich 
vorgeschrieben  sind.  Endlich  ist  der  Staat  verpflichtet,  zur 
Sicherstellung  der  Verwaltungsräume  der  Dette  ihr  sogar 
seinen  militärischen  Beistand  zu  gewähren  (Art.  XVI  Abs.  12). 
Das  war  um  so  notwendiger,  als  ja  die  Funktionen  des  Con- 
seils  öffentlich-rechtlicher  Natur  sind  und  die  ihm  einge- 
räumte Exekutive  naturgemäß  eine  sehr  beschränkte  sein 
konnte. 

Wie  ist  nun  diese  oppositionelle  und  scheinbar  wider- 
sinnige Haltung  der  Pforte  gegenüber  ihrem  Wohltäter  zu 
verstehen  ? 

Die  Motivierung  derselben  ist  nicht  etwa  schon  damit 
abgetan,  daß  man  alles  auf  den  Fanatismus  der  Türken  zu- 
rückführt, und  auf  ihren  tiefen  Haß,  den  sie  gegen  die  Christen 
und  gegen  alle  Neuerungen  allgemein  hegen.  Diese  Moti- 
vierung ist  viel  zu  allgemein  gefaßt,  vielmehr  gibt  es  dafür 
ganz  bestimmte  Gründe,  auf  die  ich  näher  eingehen 
möchte. 

Als  ein  Hauptgrund  sei  zunächst  erwähnt,  die  geringe 
Beteiligung  der  Regierung  an  den  materieflen  Ergebnissen 
der  von  dem  Gonseil  verwalteten  Staatseinnahmen.  Außer 
dem  bereits  erwähnten  Gewinnanteile  des  Fiskus  an  dem  Er- 
trag der  Tabakregie,  kam  der  Gesamtertrag  der  dem  Gonseil 
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überwiesenen  Einnahmequellen  lediglich  den  Staatsgläubigern 
zugute.  1)  Daß  das  Interesse  des  Staates  zur  Unterstützung  des 
Conseils  unter  diesen  Umständen  keine  allzugroße  sein  konnte,  ist 
einleuchtend,  zumal  da  dem  türkischen  Staate,  in  seiner  damals 
rein  absolutistischen  Verfassung,  das  fiskalische  Moment  näher 
liegen  mußte  als  alle  Grundsätze  der  Wirtschaftlichkeit  und 
alle  ideellen  Vorteile,  die  er  dank  der  ausgezeichneten  Ver- 
waltung des  Conseils  genoß,  und  das  scheint  mir  um  so  er- 
klärhcher,  als  ja  der  Divan  noch  vor  zwei  Dezennien,  w^enn  ich 
so  sagen  darf,  immer  noch  aus  der  Hand  in  den  Mund  lebte, 
und  für  die  notwendigsten  Bedürfnisse  keine  flüssigen  Mittel 
zur  Verfügung  hatte. 

Daraus  erklärt  sich  auch  die  Nachsicht  der  Regierung 
in  der  Bekämpfung  des  Schmuggelwesens,  worauf  uns  Mora- 
witz^)  und  du  Velay^)  hinweisen.  ^^Ist  es  möglich,  sagt 
du  Velay,  daß  eine  Regierung  durch  die  rigorosen  und  kost- 
spieligen Maßnahmen,  die  zur  Unterdrückung  des  Schmuggeins 
unbedingt  erforderhch  sind,  sich  der  Unpopularität  aussetzt 
einzig  und  allein,  um  diejenigen  Einkünfte  zu  erhöhen,  an  die 
sie  überhaupt  keinen  oder  doch  nur  einen  ganz  minimalen 
Anteü  hat?  —  ^^Diese  Leute  sind  arm,  ihr  Land  bietet 
ihnen  keinen  Erwerb,  leben  müssen  sie  aber,  sie  könnten  noch 
viel  Schhmmeres  tun  als  schmuggelnd^,  war  die  charakteristische 
Antwort  eines  Provinzialstatthalters  auf  die  Beschwerden  des 
Conseüs,  die  Sir  Vincent  Caillard  in  einem  seiner  Berichte 
zitiert.*)  Diese  Antwort  ist  aber  sehr  zutreffend  und  zugleich 
ein  Beweis  für  den  gesunden  Menschenverstand  und  die  real- 
politische Anschauungsweise  des  türkischen  Beamten. 

Zur  weiteren  Begründung  dieser  Rivaütät  zwischen  Re- 
gierung und  Conseil  möchte  ich  einen  sehr  lehrreichen  Punkt 
aus  dem  Werke  du  Velays  ^)  anführen.  Du  Velay  argumentiert 
nämUch  in  folgender  Weise.    Der  türkische  Staat,  der  eine 

du  Velay  S.  54?1  und  an  andern  Stellen. 

2)  Morawitz  Schweitzer  S.  299  und  300. 

3)  du  Velay  S.  542. 

^)  Entnommen  aus  Moravvitz-Schweiteer  S,  299. 
^)  du  Velay  S.  517. 
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sehr  geringe  Beteiligung  an  den  Ergebnissen  seiner  interna- 
tionalen Staatsschuldenverwaltung  hat,  arbeitet  daraufhin,  daß 
diese  Einkünfte  möglichst  stationär  bleiben,  daß  sie  also  weder 
abnehmen,  noch  aber  auch  zunehmen.  Nicht  aus  Neid,  son- 
dern aus  folgender  berechnender  Erwägung:  Wachsen  die  Ein- 
nahmen der  Dette,  so  erhöht  sich  auch  naturgemäß  der  An- 
teil der  Staatsgläubiger  an  denselben,  mithin  auch  der  Kurs- 
wert dieser  Anleihen.  ,,Plus  ces  revenus  accusent  de  bene- 
fices,  plus  se  grossit  le  dividende  —  l'Etat  restant  etranger 
ä  la  societe  et  ayant  presque  interet  ä  en  neutrahser  la  pros- 
perite".^)  Diese  Wertsteigerung,  fährt  er  fort,  muß  eine  Ver- 
längerung und  eine  Erschwerung  der  Amortisation  zur  Folge 
haben.  Der  türkische  Staat  aber  hat  das  größte  Interesse 
daran,  daß  diese  Amortisation  seiner  ausländischen  Schulden 
möglichst  rasch  vor  sich  gehe,  damit  er  möglichst  bald  wieder 
in  den  Besitz  seiner,  den  Staatsgläubigern  verpfändeten  Ein- 
nahmen gelangt.  Daraus  sei  zu  erklären,  sagt  du  Velay,  warum  die 
Pforte  dem  allzugroßen  Aufschwung  der  verpfändeten  Einkünfte 
entgegenarbeite.  In  diesem  Sinne  äußert  sich  auch  Morawitz.^) 

Diese  so  oft  erwähnte  Argumentation,  die  auch  bis 
Anfang  der  neunziger  Jahre  dem  Verhalten  der  türkischen 
Regierung  gegenüber  der  Dette  Publique  zur  Richtschnur  ge- 
dient haben  mag,  bietet  ein  weites  Feld  für  die  Diskussion. 

Klar  ist  zunächst  die  Tatsache,  daß  mit  dem  Wachsen 
der  Dette-Einnahmen  der  Anteil  der  Staatsgläubiger  an  den- 
selben ebenfalls  steigt,  und  daß  dieser  Vorgang  endlich  eine 
Steigerung  des  Kurswertes  der  Dette-Anleihen  mit  sich  bringt. 
Ob  aber  auch  wirklich  in  dem  Wachsen  des  Kurswertes  unter 
allen  Umständen  eine  Verlängerung  der  Amortisation,  somit 
eine  Benachteihgung  der  türkischen  Interessen,  liegt,  ist  eine 
Frage,  die  uns  nicht  selbstverständlich  erscheinen  möchte. 

Wenn  ich  recht  sehe,  tritt  eine  Verlangsamung  und  Er- 
schwerung der  Amortisation  unter  allen  Umständen  nur  dann 
ein,  wenn  der  Conseil  aus  den  von  ihm  erzielten  Einnahmen 


du  Velay  S.  545. 
^)  Morawitz-Schweilzer  S.  385. 
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nicht  einmal  l^/o  an  seine  Gläubiger  zu  verteilen  vermag.  In 
diesem  Falle  ist  nämlich  der  Gonseil,  wie  wir  schon  wissen, 
befugt,  vielmehr  verpflichtet,  laut  Art.  XII  Abs.  2  von  dem 
für  die  Amortisation  bestimmten  1/5  so  viel  zu  entnehmen  und 
zu  den  für  die  Zinszahlung  bestimmten  ^/ö  hinzuzuschlagen, 
bis  diese  ^Ib  zur  Zahlung  des  l^/oigen  Minimalsatzes  aus- 
reichen. In  diesem  Falle  tritt  natürlich  immer  eine  Verlang- 
samung der  Amortisation  ein.  Sobald  aber  der  lo/oige  Zins- 
fuß ohne  die  Inanspruchnahme  des  Amortisationsfonds  erreicht 
ist,  so  wächst  das  1/5  in  demselben  Maße,  als  die  ^/s  wachsen. 
Das  Verhältnis  ^ib'.^lb  bleibt  zunächst  dasselbe  und  ist  von 
der  Höhe  der  Einkünfte  unabhängig. 

Ja  dieses  Verhältnis  verschiebt  sich  sogar  mit  der  Zeit 
zu  Ungunsten  der  Velayschen  Argumentation,  da  ja,  wie  bereits 
erwähnt,  nach  dem  Art.  XII  Abs,  8  die  Amortisation  um  die 
Zinsen  der  bereits  amortisierten  Titres  wächst  und  somit  der 
Gonseil  in  den  Stand  gesetzt  wird,  von  Jahr  zu  Jahr  den 
Amortisationsfond  zu  vergrößern.  Im  übrigen  aber  ist,  wie 
die  unten  angeführte  Tabelle  zeigt,  hinreichend  dafür  gesorgt 
worden,  daß  der  Kurswert  innerhalb  von  bestimmten,  im 
Art.  XII  Abs.  10  vorgeschriebenen  Grenzen  bleibt.  Da  heißt  es: 
„Die  Amortisation  der  Titres,  möge  sie  erfolgen  durch  Rück- 
kauf an  der  Börse  oder  durch  Verlosung,  soll  zu  den  Sätzen 
vor  sich  gehen,  die  folgende  Zahlen  nicht  übersteigen: 

a)  66,66^/0  vom  Kapital,  wenn  die  Zinsen  nicht  mehr 
als  l^/o  betragen; 

b)  750/0  vom  Kapital,  wenn  die  Zinsen  über  l^jo  und 
unter  3 0/0  betragen; 

c)  lOOo/o  vom  Kapital,  wenn  die  Zinsen  über  3^lo  be- 
tragen. 

Zu  der  Frage  der  geringen  Beteihgung  des  türkischen 
Staates  an  den  Ergebnissen  seiner  Staatschuldenverwaltung 
möchte  ich  folgendes  als  Beitrag  hinzufügen. 

Ich  hatte  bei  der  Behandlung  der  Zinsverteilung,  auf  die 
ich  hier  zurückgreifen  muß,  ausdrücklich  das  kalkulatorische 
Moment  hervorgehoben  und  gleichzeitig  auf  die  Bedeutung  des 
Verteilungsmodus  für  das  Verhalten  des  Staates  gegenüber 
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dem  Gonseil  hingewiesen.  Diesen  Punkt  möchte  ich  näher 
ausführen. 

Wie  wir  bereits  wissen,  war  das  Tabakmonopol  die 
einzige  Dette-Einnahme,  an  der  der  Fiskus  bis  zum  Jahre  der 
Konversion  einen  Anteil  hatte.  Tatsächlich  aber  stand  dem 
Fiskus  daneben  ein  zweiter  Kechtsanspruch  zu,  welcher  aber 
stets  unerwähnt  geblieben  ist,  weil  er  niemals  eine  praktische 
Bedeutung  erlangt  hat.  Der  Art.  XII  Abs.  4  des  Muharrem- 
dekrets  bestimmt  nämlich  folgendes:  ,^Si  le  produit  des  dix 
revenus  depasse  quatre  pour  cent  du  dit  capital  pour  interet, 
et  un  pour  cent  du  meme  capital  pour  amordsation,  soit  en 
tout  cinq  pour  cent,  le  surplus  sera  verse  au  Tresor.  Mit 
andern  Worten:  Wenn  der  Ertrag  der  Dette-Einkünfte  den 
Maximalprozentsatz  von  5  des  reduzierten  Kapitals  übersteigt, 
so  soll  der  Überschuß  der  Staatskasse  zufließen.  Nun  hat 
aber  in  Wirklichkeit  keine  der  vier  Serien  A,  B,  C,  D  jemals 
diese  Höhe  erreicht,  und  die  türkische  Regierung  ihrerseits  war 
niemals  an  der  Erreichung  des  genannten  Maximalsatzes  inter- 
essiert gewesen,  wiewohl  der  Überschuß  über  denselben  ver- 
tragsmäßig ihm  allein  zugute  kommen  sollte. 

Man  wäre  vielleicht  geneigt,  diesen  Indifferentismus  der 
Staatsregierung  auf  ihre  angeborene  Gleichgültigkeit  gegen 
alles  zurückzuführen.  Allein  mir  scheint,  daß  hierbei  ein  ganz 
bestimmter,  aus  einer  berechnenden  Erwägung  heraus  zu  er- 
klärender Standpunkt  maßgebend  gewesen  ist. 

Aus  der  Tatsache  heraus,  daß  die  aus  den  verpfändeten 
Staatseinnahmen  herrührenden  Einkünfte  bis  zum  Maximal- 
prozentsatze von  5  fast  ausschließlich  der  Dette  Publique,  und 
andererseits  der  Überschuß  über  demselben  ausschließlich  der 
Staatsregierung  zugute  kommen,  ich  sage,  aus  diesen  beiden 
Tatsachen  heraus  muß  sich  unbedingt  eine  Divergenz  der 
beiderseitigen  Interessen  ergeben.  Nun  könnte  man  vielleicht 
einwenden,  ja,  wenn  der  Staat  auf  die  ihm  allein  zustehenden 
Überschüsse  reflektiert,  so  darf  er  auch  dem  Gonseil  nicht 
durch  seine  ablehnende  Haltung  die  Erreichung  des  Maximal- 
satzes unmöghch  machen,  der  Staat  hat  somit  auch  ein  Inter- 
esse, wenn  auch  ein  indirektes,  daß  dieser  Maximalsatz  er- 
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reicht  wird;  denn  ohne  Maximalsatz  ist  auch  kein  Überschuß 
möghch. 

Dieser  Einwand,  so  einleuchtend  er  auch  sein  mag,  wird 
hinfäUig,  sobald  man  sich  über  das  eigentliche  Wesen  der 
Dette  Publique  klar  wird  und  man  sich  diesen  Kompromiß 
praktisch  vorstellt.  Es  ist  mit  Sicherheit  anzunehmen,  daß 
der  Gonseil  nach  Erreichung  des  ihm  gebührenden  Maximal- 
satzes mit  Hilfe  der  türkischen  Regierung  an  der  Erlangung 
eines  Überschusses  über  .demselben,  an  dem  er  überhaupt 
keinen  Anteil  haben  soll,  das  denkbar  geringste  Interesse 
bekunden  würde.  Ja  der  Gonseil  würde  zur  Schonung  der 
ihm  unterstellten  Steuerquellen  sogar  das  Bestreben  haben, 
diesen  Maximalsatz  stationär  zu  halten  und  sich  keineswegs 
noch  besonders  anstrengen,  daß  dieser  Überschuß  erzielt 
werde.  Der  Staat  wäre  aber  in  diesem  Falle  der  Gefoppte. 
Darin  würde  sich  die  wahre  Natur  der  ottomanischen  Staats- 
schuldenverwaltung als  einer  Erwerbsgesellschaft  offenbaren 
und  am  deutlichsten  zum  Ausdruck  kommen,  daß  der  Gonseil 
in  erster  Linie  dazu  da  sei,  die  Rechte  und  Interessen  der 
Staatsgläubiger  zu  wahren  und  nicht  etwa  dazu,  zur  Sanie- 
rung der  türkischen  Reichsfinanzen  auf  Kosten  der  Gläubiger 
die  Staatskasse  zu  füllen. 

Ich  glaubte  diesen  Punkt  zur  näheren  Begründung  des 
Interessengegensatzes  zwischen  Staat  und  Gonseil  anführen 
zu  müssen. 

Aus  all  den  soeben  geschilderten  Mißständen  heraus 
machte  sich  bald  die  Notwendigkeit  geltend,  das  Muharrem- 
dekret  vom  Jahre  1881  einer  Revision  zu  unterziehen  und  es 
bzw.  durch  neue  Bestimmungen  zu  ergänzen.  Zu  diesem  Zwecke 
wurden  denn  auch  von  verschiedenen  Seiten  der  Regierung 
Pläne  unterbreitet  und  diesbezügliche  Verhandlungen  geführt, 
die  alle  darauf  abzielten,  das  durch  das  Muharremdekret  ge- 
schaffene System  zu  vereinfachen  und  um  der  RivaUtät  zwischen 
Staat  und  Gonseil  endlich  ein  Ende  zu  setzen,  das  Interesse 
sowohl  des  einen  als  auch  des  andern  an  den  verpfändeten 
Staatseinkünften  in  möglichst  gleichmäßiger  Weise  zu  berück- 
sichtigen.  Die  einzelnen  Phasen  dieser  Verhandlung  und  die 
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verschiedenen  Finanzpläne  interessieren  uns  nicht.  Sie  alle 
sind  auf  dem  Grundgedanken  der  Konvertierung  und  der  Uni- 
fizierung der  der  Dette  Publique  unterstellten  Schuld  basiert. 
Dasjenige  Projekt,  das  für  die  definitiven  Verhandlungen  zwischen 
Staat  und  Gonseil  als  Grundlage  gedient  hat,  ist  das  des 
großen  Finanzmannes  Rouvier  gewesen.  Letzteres  findet  seine 
Anwendung  in  dem  Ergänzungsdekret  vom  14.  September  1903. 

Laut  Art.  I  dieses  Dekrets  wurden  die  noch  im  Umlauf 
befindlichen  Dette-Anleihen  der  Serien  B,  G,  D  (die  Serie  A 
war  bereits  im  Jahre  1898  getilgt  worden)  unifiziert  und  auf 
4^/o  konvertiert.  Gleichzeitig  wurde  die  früher  bestehende  Un- 
gleichheit zwischen  den  einzelnen  Serien  aufgehoben.  Diese 
Operation  ging  in  der  Weise  vor  sich,  dal^  die  alten  Stücke 
mit  niedriger  Verzinsung  gegen  diese  neuen  4^/0 igen  ObUga- 
tionen  in  entsprechendem  Betrage  umgetauscht  wurden.  Und 
zwar  wurden 

für  100  Lt.  der  Serie  B  70  Lt., 
„    100   „     „       „     G  42 

100   „     „       „     D  371/2  Lt. 
in  den  neuen  4o/oigen  Titres  gezahlt. 

Das  Kapital  dieser  3  Serien  betrug  32  738  772  Lt.,  dazu 
kommen  noch  die  im  Jahre  1890  zu  4 0/0  konvertierten  ö^/oigen 
Prioritäten,  deren  Kapital  im  Jahr  1906  abermals  eine  Kon- 
version erfuhr,  und  endlich  sind  die  Türkenlose  dazu  zu  zählen. 

Wichtig  für  uns  ist  vor  allem  die  Bestimmung  des 
Art.  VII  des  Ergänzungsdekrets,  wonach  die  Überschüsse  der 
Nettoeinnahmen  der  Dette  Publique  über  2  157  375  in  der 
Weise  zur  Verteilung  kommen,  daß  75 0/0  davon  dem  Staate 
und  250/0  der  Dette  Publique  zufallen.  Mit  dieser  Bestimmung 
ist  vor  allem  der  Mißstand  beseitigt  worden,  über  den  ich 
bei  Behandlung  der  Frage  von  der  geringen  Beteiligung  des 
Staates  an  den  Einnahmen  der  Dette  ausführlich  berichtet  habe. 

Der  scharfe  Dualismus  zwischen  Staat  und  Gonseil  hat 
somit  seit  1903,  dem  Jahre  der  Konvertierung  und  Unifizie- 
rung der  Dette-Anleihen,  erfreulicherweise  ein  Ende  genommen, 
und  seit  der  Einführung  der  Konstitution  in  der  Türkei  scheint 
man  überhaupt  von  selten  der  türkischen  Begierung  zu  der 
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Einsicht  gekommen  zu  sein,  daß  das  Interesse  des  Staates 
und  der  Dette  Publique  ein  gemeinsames  sei.  Mit  einem  Ge- 
fühl der  Genugtuung  hat  denn  auch  Sir  A.  Block,  der  jetzige 
Präsident  der  Dette  Publique,  in  seinem  letzten  Gompte-rendu 
vom  Jahre  1910  nachdrücklich  auf  die  erfreuliche  Situation 
hingewiesen  und  das  gegenseitige  Entgegenkommen,  sowie 
das  Zusammenarbeiten  des  Malie  mit  dem  Conseil  als  die 
sicherste  Gewähr  für  die  fortschreitende  Entwickelung  der 
Reichsfinanzen  bezeichnet. 

Wenn  also  dieser  Kampf  heutzutage  keine  praktische 
Bedeutung  mehr  hat,  so  ist  er  doch  trotzdem  wichtig  für  die 
Beurteilung  der  gesamten  Finanzlage  der  Türkei  bis  zum  Zeit- 
punkt der  Konversion  und  Unifizierung. 

Und  endlich  war  es  mir  auch  darum  zu  tun,  die  dies- 
bezügUchen  Ausführungen  und  die  interessanten  Argumenta- 
tionen vonMorawitz  undvondu  Velay  vorzubringen,  deren  Werke 
unmittelbar  vor  dem,  Jahre  der  Konversion  erschienen  sind. 


IV.  ABSCHNITT. 


Allgemein-rechtliche  Charakterisierung 
der  ottomanischen  Staatsschuldenverwaltung  und 
ihre  rechthche  Stellung  im  Staate. 

Wir  haben  bisher  den  Wirkungskreis  der  Ottomanisehen 
Staatsschuldenverwaltung  eingehend  erörtert  und  ihre  Auf- 
gaben und  Rechte  näher  kennen  gelernt.  Aus  der  Verschieden- 
artigkeit der  ihr  obliegenden  Funktionen  ergibt  sich  auch  die 
vielseitige  und  eigentümliche  Gestaltung  ihrer  rechtlichen  Natur, 
die  wir  im  folgenden  behandeln  wollen. 

Rein  äußerUch  betrachtet  ist  schon  die  amtliche  Bezeich- 
nung dieser  internationalen  Rechtsschöpfung  mit  einer  Staats- 
schuldenverwaltung, wie  wir  uns  unter  einer  solchen  vor- 
zustellen pflegen,  nicht  zutreffend.  Denn  unter  einer  solchen 
versteht  man  immer  nur  die  Verwaltung  der  Gesamtheit  der 
inneren  und  äußeren  Schuld  eines  Staates  durch  eigens  dazu 
ernannte  Behörden,  deren  Zuständigkeit  lediglich  auf  den  Staats- 
schuldendienst beschränkt  ist.  Diese  Definition  ist  aber  auf 
die  Dette  Publique  nicht  anwendbar;  denn  wie  wir  bereits 
wissen,  ist  die  Dette  neben  ihrer  eigenthchen  Tätigkeit  als 
Staatsschuldentilgungsorgan  eines  bestimmten  Teils  der  otto- 
manischen Staatsschulden  zur  sicheren  und  ordnungsmäßigen 
Verrichtung  dieses  Dienstes  auch  mit  der  Erhebung  und  Ein- 
kassierung einer  bestimmten,  im  Muharremdekret  näher  be- 
zeichneten Anzahl  von  Steuern  und  Abgaben  betraut,  die  sie 
zu  ihren  eigenen  Zwecken  zu  realisieren  hat,  nimmt  demnach 
zugleich  die  Stellung  einer  Art  staatlichen  Steuerdirektion  ein. 
Ein  drittes  charakteristisches  Merkmal  ihrer  Verwaltungstätig- 
keit ist  endUch  die  Tatsache,  daß  die  Dette,  mit  all  den  Attri- 
buten einer  staatlichen  Behörde  und  den  Hoheitsrechten  einer 
autonomen  Korporation  ausgestattet,  doch  im  Grunde  ge- 
nommen nichts  anders  repräsentiert,  als  eine  privilegierte  Er- 


—    64  — 


werbsgesellschaft,  die  auf  den  verschiedenen  Gebieten  des 
Wirtschaftslebens  sich  kaufmännisch  betätigt  und  Trans- 
aktionen rein  privatrechtlicher  Natur  unternimmt  zugunsten 
ihrer  Aktionäre.  ^^On  pourrait  comparer  volontierst^,  sagt  du 
Velay  sehr  richtig,  Administration  de  la  Dette  ä  une  societe 
anonyme,  dont  les  aclionnaires  seraient  les  porteurs,  et  dont 
l'objet  serait  l'exploitalion  des  revenus  concedes/^ 

Wie  ist  nun  diese  Institution  entstanden? 

Wie  bereit  im  zweiten  Abschnitt  der  vorliegenden  Arbeit 
dargetan  worden  ist,  ist  es  Ende  des  Jahres  1881  zwischen  der 
Hohen  Pforte  und  ihren  ausländischen  Gläubigern  zu  einer 
Verständigung  gekommen,  die  im  Muharremdekret  seinen  Aus- 
druck findet.  Die  seinerzeit  zwischen  Schuldner  und  Gläu- 
bigern geführten  Verhandlungen  charakterisieren  sich  als  ein 
zweiseitiges  Rechtsgeschäft,  also  als  einen  Vertrag,  der  durch 
den  Erlaß  des  Muharremdekrets  vom  20.  Dezember  1881  die 
großherrliche  Sanktion  erhalten  hat. 

Die  Finanzkommission  vom  Jahre  1881  steht  demnach 
rechtlich  im  strikten  Gegensatz  zu  all  den  früheren  Finanz- 
kommissionen, die  der  türkische  Staat  proprio  motu  und  in 
voller  Ausübung  seiner  obrigkeitlichen  Gewalt  ernannt  hat. 
Denn  diese  steht  in  einem  bestimmten  Vertragsverhältnis  zu 
der  Pforte.  Der  kontraktliche  Charakter  geht  aus  den  ganzen 
Verhandlungen  vom  Jahre  1881  hervor  und  findet  am  klarsten 
seinen  Ausdruck  in  dem  Artikel  XX  Abs.  1  des  Dekrets,  wo 
es  heißt:  ^^üans  le  cas  oü  le  Gouvernement  casseräit  ou  sus- 
pendrait  l'arrangement  present,  les  Porteurs  rentreront  dans 
la  plenitude  de  leurs  droits  etabhs  par  les  contrats  originaux 
d'Emprunts,  en  tant  que  leurs  Titres  n'auront  pas  encore  ete 
amortis,  en  conformite  avec  les  dispositions  du  present  Decret.^^ 

Für  die  Beurteilung  der  gegenwärtigen  Rechtslage  zwischen 
dem  türkischen  Staate  und  seinen  Staatsgläubigern  ist  aber 
der  Umstand,  daß  das  Muharremdekret  tatsächlich  auf  einem 
Vertrag  beruht  und  kein  einseitiger  Rechtsakt  des  türkischen 
Staates  ist,  wie  es  von  vielen  noch  behauptet  wird,  von  weit- 
tragender Bedeutung.  Bis  dahin  stand  es  in  der  Macht  der 
Pforte,  die  auf  Grund  der  zwischen  1854  und  1875  geschlossenen 
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Anleiheverträge  erworbenen  Rechte  der  ausländischen  Staats- 
gläubiger einseitig  und  willkürlich  zu  ändern,  ohne  daß  gegen 
sie  im  Wege  einer  Klage  vorgegangen  werden  durfte. 

Zwar  ist  durch  das  Muharremdekret  vom  Jahre  1881 
nicht  etwa  erreicht,  daß  der  Staat  als  Schuldner  tatsächlich 
die  rechtliche  Stellung  einer  einfachen  Partei  einnimmt,  wie 
es  z.  B.  in  Ägypten  der  Fall  ist,  wo  seit  dem  Jahre  1876 
der  Staat  ebenso  gut  wie  seine  Gläubiger  einem  internationalen 
Rechte  unterworfen  sind.  Allein  nichtsdestoweniger  ist  durch 
diesen  Vertrag  der  Mißstand  beseitigt  worden,  daß  der  tür- 
kische Staat  als  Träger  der  souveränen  Staatsgewalt,  das  Recht 
nach  seinem  Gutdünken  und  zu  seinen  Gunsten  ändert.  Denn 
im  Gegensatz  zu  den  einzelnen  Anleiheverträgen,  die  zwischen 
den  Jahren  1854  und  1875  geschlossen  worden  sind,  steht 
der  durch  das  Muharremdekret  sanktionierte  Vertrag,  trotz 
seines  rein  privatrechtlichen  Charakters  dennoch  unter  der 
gemeinsamen  Garantie  der  Großmächte,  die  im  Art.  XXI  zum 
Ausdruck  kommt.  Da  heißt  es:  ^^Le  Gouvernement  imperiale 
communiquera,  sans  delai,  aux  puissances  le  present  Decret 
qui  entrera  en  vigueur,  ä  partir  de  la  date  de  sa  pubKcation, 
excepte  en  ce  qui  concerne  l'administration  des  revenus  con- 
cedes,  laqaelle  commencera  ä  partir  1/13  janvier  1882^^ 

Damit  ist  zweifellos  klar  angedeutet,  worauf  ich  bei  Be- 
sprechung des  Berliner  Kongresses  und  seiner  Bedeutung  für 
die  türkischen  Staatsgläubiger  hingewiesen  hatte,  daß  nämhch 
im  Falle  seiner  Verletzung  des  gegenwärtigen  Vertrages  durch 
den  türkischen  Staat,  abgesehen  davon,  daß  die  Staatsgläubiger 
in  ihre  früheren  Rechte  eintreten,  vor  allem  die  Bestimmungen 
des  Protokolls  Nr.  18  des  Berliner  Kongresses  in  Kraft  treten 
werden,  mit  anderen  Worten,  daß  die  Pforte  ähnlich  wie  in 
Ägypten  unter  einer  allgemeinen  europäischen  Finanzkontrolle 
gestellt  werden  würde.  Darin  hegt  eine  große  Gewähr  für  die 
Unverletzbarkeit  des  zwischen  der  Pforte  und  ihren  Gläubigern 
geschlossenen  Vertrages. 

Die  innere  Verfassung  und  die  Organisation  des  Conseils 
ist  für  unsere  Betrachtungsweise  nicht  von  Belang.  Die  näheren 
Bestimmungen  darüber  enthält  der  Art.  XV  des  Dekrets. 


Wohl  aber  interessiert  uns  die  Frage,  in  welcher  recht- 
hohen  Beziehung  diese  auf  Grund  eines  zweiseitigen  Rechts- 
geschäftes entstandene  Institution  zum  türkischen  Staate 
steht.  Diese  ergibt  sich  aus  den  dem  Gonseil  eingeräumten 
Machtbefugnissen,  die  wir  teilweise  schon  bei  Behandlung 
der  ihm  zugewiesenen  Einnahmen  erörtert  haben,  die  wir 
aber  an  dieser  Stelle  zusammenfassender  Weise  anführen 
wollen. 

Innerhalb  des  türkischen  Staates  nimmt  der  Gonseil  die 
Stellung  einer  autonomen  Körperschaft  ein,  die  schon  bei 
ihrer  Zusammensetzung  deuthch  zum  Ausdruck  kommt.  Näm- 
hch  im  Gegensatz  zu  den  MitgHedern  der  ägyptischen  Staats- 
schuldenverwaltung, die  formell  vom  Staatsoberhaupte,  also 
vom  Khediven,  und  materiell  von  ihren  entsprechenden  Ke- 
gierungen  ernannt  werden,  werden  bekanntlich  die  Mitgheder 
des  Ottomanischen  Staatsschuldenverwaltungsrates,  mit  Aus- 
nahme des  Vertreters  der  türkischen  Besitzer,  von  den  in  den 
hier  in  Frage  kommenden  Ländern  zu  diesem  Zwecke  be- 
zeichneten Syndikaten,  Bankkonsortien  und  sonstigen  Insti- 
tuten gewählt  und  ebenso  von  diesen,  je  nach  dem,  auf  Antrag 
oder  mit  Genehmigung  des  Gonseils  abberufen.  Jedwede 
staatliche  Ingerenz  bei  der  Zusammensetzung  des  Gonseils  ist, 
wie  wir  sehen,  von  vornherein  ausgeschlossen  und  außerdem 
noch  eine  etwaige  Beeinflussung  des  Gonseils  durch  die  ein- 
heimische oder  durch  die  auswärtigen  Regierungen  kraft  der- 
jenigen Bestimmung  des  Dekrets  vermieden,  wonach  jeder  in 
türkischen  Staatsdiensten  stehenden  Beamte,  und  jeder  mit 
einer  diplomatischen  oder  militärischen  Mission  beauftragte 
Fremde ,  der  zum  Gonseilmitglied  ernannt  werden  soll,  für 
die  ganze  Dauer  seines  Mandates  sein  Amt  niederzulegen  hat. 
(Art.  XV,  Abs.  6.) 

Der  Gonseil  hat  die  oberste  Leitung  der  Verwaltung  inne. 
Er  hat  für  Rechnung  der  Staatsgläubiger,  die  er  vertritt,  die 
ihm  zugewiesenen  Einnahmen  durch  seine  eigenen  Beamten 


^)  W.  Kaufmann:  Das  internationale  Recht  der  ägyptischen  Staats- 
schuld. 
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zu  erheben  und  einzukassieren  und  sie  sodann  für  den  Dienst 
der  ihm  unterstellten  Schuld  zu  verwenden.  Die  Einstellung 
seines  Dienstes  erfolgt  erst  nach  der  vollständigen  Tilgung  der 
Gesamtheit  der  ihm  unterstellten  Schuld.  (Art.  XV,  Abs.  22.) 
Der  Conseil  ernennt  kraft  eigenen  Rechts  den  Generaldirektor 
seiner  Verwaltung,  der  die  Führung  der  Geschäfte  inne  hat 
und  den  Conseil  Dritten  gegenüber  vertritt,  i)  Desgleichen  er- 
nennt er  alle  seine  übrigen  Beamten,  ebenso  setzt  er  sie  ab 
und  übt  über  sie  die  volle  Gewalt  aus.  Außer  den  Beamten 
seiner  Verwaltung  ist  der  Conseil  auch  befugt,  nach  Art.  XVI, 
Abs.  15  des  Dekrets  neben  den  mit  dem  Überwachungsdienste 
betrauten  Staatsbeamten  Hilfsbeamte  sowie  Geheiminspekteure 
zur  Unterdrückung  von  Defrauden  zu  ernennen,  die  von  ihm 
selbst  ressortieren.  Diese  pohzeistaatliche  Machtbefugnis  ver- 
dient Beachtung,  weil  darin  die  dem  Conseil  eingeräumte  Exe- 
kutive klar  zum  Ausdruck  kommt.  Eigenmächtig  darf  auch 
der  Conseil  diese  oder  jene  Einnahme  verpachten,  aber  er  ist 
in  diesem  Falle  allein  der  Regierung  gegenüber  verantwortlich, 
(Art.  XVI,  Abs.  5).  Überhaupt  steht  dem  Conseil  das  Recht  zu, 
wie  bereits  ausgeführt  worden  ist,  hinsichtlich  der  sechs  indi- 
rekten Steuern  und  der  in  den  §§  3  und  4  bezeichneten  Abgaben 
jede  Änderung  und  Verbesserung  des  bestehenden  Systems 
eigenmächtig  vorzunehmen,  solange  die  in  Kraft  stehenden 
Gesetze  dadurch  unberührt  bleiben  und  solange  die  Otto- 
manischen  Staatsbürger  dadurch  nicht  mit  neuen  Steuern  be- 
lastet werden.  Andernfalls  muß  der  Conseil  im  Einvernehmen 
mit  der  Regierung  handeln.    (Art.  IX,  Abs.  2  und  3.) 

Das  eigentUche  Kriterium  jedoch  seiner  autonomen  Stellung 
im  Staate  ist  wohl  in  der  Bestimmung  des  Art.  XIX  des  De- 
krets zu  finden,  der  folgendermaßen  lautet:  _,^Toute  contestation 
qui  viendrait  ä  sargir  entre  le  Gouvernement  Imperial  et  le 
Conseil,  au  sujet  de  l'interpretation  et  de  l'execution  du  pre- 
sent  Decret,  sera  soumise  au  jugement  de  quatres  arbitres, 
nommes  de  part  et  d'autre,  lesquels  arbitres  eliront  un  sur- 


^)  Die  einzelnen  Machtbefugnisse  des  Conseils  sind  in  dem  Art.  XV 
enthalten. 
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arbitre  pour  les  departager,  le  cas  echeant.  Le  jugement 
arbitral  sera  souverain  et  sans  appeP^ 

Diese  privilegierte  Stellung  des  Conseils  geht  allerdings 
weit  über  das  Maß  der  Unabhängigkeit  hinaus,  die  einem 
Selb  st  Verwaltungskörper  sonst  zusteht.  Darüber  äußert  sich 
Morawitz:  „In  seinem  Verhältnis  zur  Regierung  ist  der  Gonseil 
eine  mit  ziemlich  ausgedehnter  Selbständigkeit  ausgestattete 
Institution,  und  irrig  ist  es,  in  ihm,  wie  dies  manchmal  be- 
hauptet wurde,  nur  ein  einfaches  Verwaltungsorgan  dieser  Re- 
gierung zu  erbUcken,  das  ungefähr  der  Verwaltung  der  direkten 
Steuern,  dem  Eintragungs-  oder  Zollamte  anderer  Länder  gleich- 
zustellen wäre.  Um  diese  Anschauung  zu  zerstören  genügt 
es,  einen  Rlick  auf  den  Artikel  XIX  des  Dekrets  zu  werfen, 
der  jede  zwischen  der  Regierung  und  dem  Gonseil  sich  er- 
gebende Meinungsverschiedenheit,  einem  Schiedsrichterspruche 
unterwirft,  gegen  den  es  keine  Berufung  gibt.  Wann  wäre  je 
ein  einfacher  Beamtenkörper  mit  dem  Eechte  ausgestattet, 
gegen  die  öffentliche  Staatsgewalt  gerichtUch  auftreten  zu 
können,  ohne  dabei  selbst  der  Gerichtsbarkeit  der  gewöhn- 
Hchen  Tribunale  dieses  Staates  unterworfen  zu  sein.^^i) 

Anschließend  an  die  Erörterung  von  Morawitz,  daß  der 
Gonseil  kein  einfaches  Verwaltungsorgan  des  türkischen  Staates 
sei,  könnte  die  Frage  angeregt  werden,  ob  hier  von  einem 
staatlichen  Verwaltungsorgan  bzw.  von  einem  Beamtenkörper 
überhaupt  die  Rede  sein  kann,  wo  doch  die  Hoheitsrechte  und 
die  obrigkeitlichen  Machtbefugnisse  des  Gonseils  nicht  durch 
einseitigen  Willensakt  der  Pforte  entstanden  sind,  demnach 
also  auch  nur  durch  eine  Rechtsverletzung  einseitig  diesem 
entzogen  werden  können.  Sogar  eine  Selbstverwaltung, 2)  sei  sie 
auch  von  noch  so  weitgehenderNatur,  verrichtet  ihre  Funktionen 
nicht  kraft  eigenen  Rechts ;  sondern  der  souveräne  Staat  über- 
läßt oder  überträgt  dieser  Korporation  die  unmittelbare  Ge- 
schäftsführung zu  eigenem  Recht  und  er  beschränkt  sich  selbst 
auf  die  Beaufsichtigung  ihrer  Geschäftsführung.    Davon  ist 


^)  Morawitz-Schweitzer :  Siehe  S.  254. 

^)  Siehe  Laband:  „Deutsches  Reichsstaatsrecht",  Seite  153. 
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aber  bei  der  Dette  Publique  Ottomane  nicht  die  Rede,  denn 
ihr  fehlt  das  Hauptkriterium,  was  einen  Selbstverwaltungskörper 
zu  einem  solchen  macht  —  die  derivative  Macht. 

Die  internationale  Finanzkommission  von  Ägypten  ist 
tatsächlich  ein  selbständiges  Verwaltungsorgan  des  ägyptischen 
Staates.  Wenn  auch  ihre  Machtbefugnisse  zum  Teil  weit- 
gehenderer Natur  sind  als  die  des  Gonseils  der  Dette  Publique 
Ottomane,  so  bleibt  sie  doch  immerhin  ein  Organ  des  Staats 
aus  dem  einfachen  und  ausreichenden  Grunde,  weil  die  Kom- 
missäre der  ägyptischen  Staatsschuld  formell  vom  Khediven 
ernannt  werden,  sie  sind  demnach  formell  ägyptische  Staats- 
beamten, und  sie  leiten  ihre  Rechte  von  einer  höheren  Gewalt 
ab.  Die  Pforte  hat  dagegen  überhaupt  keinen  Einfluß  auf  die 
Ernennung  und  Absetzung  der  Conseilmitglieder  und  ebenso- 
wenig einen  Einfluß  auf  die  Ernennung  und  Absetzung  der 
Reamten  der  Dette  Publique.  Vielmehr  stehen  letztere  aus- 
schließlich unter  der  Dienstgewalt  des  Gonseils.  Daß  die  Con- 
seiibeamten  nach  den  Bestimmungen  des  Dekrets  Art.  XVI, 
Abs.  8  als  staatliche  Reamten  betrachtet  werden,  daß  sie  der- 
selben Rangordnung  und  Avancementbedingungen  unterworfen 
sind  wie  die  eigenthchen  türkischen  Staatsbeamten,  daß  sie 
endhch  dieselben  Steuervergünstigungen  genießen  wie  diese, 
hat  mit  ihrer  rechtlichen  Stellung  nichts  zu  tun.  Sie  sind 
und  bleiben  deshalb  doch  eine  von  den  gewöhnlichen  Staats- 
beamten getrennte,  von  der  türkischen  Staatsgewalt  unab- 
hängige Reamtenkategorie  unter  der  Dienstgewalt  einer  kraft 
eigenen  Rechts  bestehenden  Korporation. 

Neben  seiner  Eigenschaft  als  oberster  und  selbständiger 
Leiter  der  Verwaltung  der  Dette  Publique  ist  der  Con- 
seil  zugleich  damit  beauftragt,  die  ausländischen  Gläubiger 
gegenüber  der  Pforte  zu  vertreten,  er  bildet  gewissermaßen 
einen  Vertretungskörper:  „l\  s'ensuit^^  sagt  du  Velay,  ^^que 
les  membres  du  conseü  d'administration  de  la  Dette  Publi- 
que Ottomane  ne  sont  autres  que  les  mandataires  prives 
des  porteurs  de  fonds  ottomans,  et  en  ce  qui  concerne  les 
revenus  concedes,  que  si  leur  rendement  augmente,  toutes 
les  augmentations  iront  aux  porteurs   dans  un  ordre  fixe 
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d'anvance/^  ^)  Auch  im  Dekret  selbst  ist  immer  von  einem 
Mandate  der  Conseilmitglieder  die  Rede.  Allein  von  einem 
Verhältnis  zwischen  Mandant  und  Mandatar  in  juristischem 
Sinne  kann  doch  wohl  hier  nicht  die  Rede  sein.  Denn 
abgesehen  von  dem  Vertreter  der  türkischen  Resitzer,  der 
allerdings  von  diesen  selbst  ernannt  wird,  und  abgesehen 
von  den  in  dem  Artikel  XV  näher  bestimmten  Fällen,  werden 
ja  die  6  MitgUeder  des  Conseils  von  gewissen,  im  Dekret 
selbst  bezeichneten  Instituten  näher  ernannt.  Ein  unmittel- 
bares Rechtsverhältnis  zwischen  den  Gläubigern  und  dem 
Gonseil,  demnach  auch  ein  Verhältnis  zwischen  Mandant  und 
Mandatar  besteht  nicht.  Nichtsdestoweniger  ist  es  üblich, 
die  Gonseilmitglieder  als  Vertreter  der  Staatsgläubiger  zu  be- 
zeichnen, weil  sie  tatsächhch  ein  solches  Amt  versehen.  Daß 
es  sich  hierbei  nicht  um  eine  Gesamtvertretung  handelt, 
braucht  wohl  nicht  besonders  erwähnt  zu  werden. 

Aus  den  bisherigen  Ausführungen,  der  Verwattungsrat 
der  Ottomanischen  Staatsschulden  stelle  weder  einen  Selbst- 
verwaltungskörper noch  viel  weniger  aber  ein  einfaches  Ver- 
waltungsorgan des  türkischen  Staates  dar,  geht  aber  keines- 
wegs hervor,  daß  diese  Institution  nichts  anderes  darstellt 
als  einen  Staat  im  Staate.  Vielmehr  sind  seine  Machtbefug- 
nisse, wenn  auch  nicht  von  derivativer  Natur,  so  doch  nach 
manchen  Seiten  hin  durch  die  Staatsgewalt  beschränkt.  Diese 
Reschränkungen  bestehen  zunächst  in  den  dem  Gonseil  von 
der  türkischen  Regierung  auferlegten  Pflichten,  die  in  dem  Ar- 
tikel XVII  des  Dekrets  näher  bezeichnet  sind. 

Zunächst  ist  der  Gonseil  vertragsmäßig  verpflichtet, 
zwei  Monate  vor  Reginn  eines  jeden  Etatsjahres  dem  türkischen 
Finanzministerium  ein  Rudget  über  die  Voranschläge  der  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  seiner  VerwaUung  vorzulegen.  Dieses 
Rudget  wird,  nach  einer  innerhalb  von  zwei  Monaten  von 
Seiten  der  kajserl.  Regierung  zu  erteilenden  Genehmigung  dem 
allgemeinen  Ottomanischen  Reichsbudget  inseriert. 


^)  du  Velay  S.  M8,  dagegen  Morawitz-Schweitzer   sehr  richtig 

S.  254^. 
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Der  Gonseil  hat  fernerhin  nach  den  ihm  erteilten  An- 
weisungen, und  gemäß  dem  beim  kaiserl.  Ministerium  übUchen 
Gebrauch  jeden  Monat  den  Stand  der  einkassierten  Einkünfte 
aus  den  ihm  unterstellten  Einnahmequellen,  sowie  die  bereits 
erfolgten  Zahlungen  des  Monats  vorzulegen.  Desgleichen  hat 
er  dem  erwähnten  Ministerium  am  Ende  eines  jeden  Etats- 
jahres eine  allgemeine  Endrechnung  zu  unterbreiten  und  jedes 
Semester  über  die  Höhe  der  Sendungen  nach  Europa  einen 
eingehenden  Bericht  zu  erstatten. 

Eine  weitere,  wenn  auch  nicht  formelle,  so  doch  mate- 
rielle Beschränkung  der  Machtvollkommenheit  des  Conseils 
durch  den  Staat  ist  in  der  bereits  erwähnten  Bestimmung  des 
Artikel  IX,  Abs.  3  des  Dekrets  zu  finden,  wonach  die  Ein- 
führung eines  neuen  Systems  und  die  Aufstellung  von  Tarif- 
sätzen bei  den  verpfändeten  Einkünften,  nur  im  Einvernehmen 
mit  der  Begierung  stattfinden  können.  (II  devra  interveniren 
accord  prealable  entre  le  gouvernement  Imperial  et  le  Gonseil). 
Da  nun  die  Initiative  fast  immer  nur  vom  Gonseil  ausgegangen 
ist,  und  er  allein  heute  noch  die  Vorschläge  zur  Erhöhung 
und  Besserung  der  Einkünfte  der  Pforte  unterbreitet,  liegt  es 
vollkommen  in  der  Hand  der  letzteren,  durch  ihre  ablehnende 
Haltung,  oder  besser  gesagt  durch  ein  kurzes  Nein  jedwede 
vom  Gonseil  beabsichtigte  Neuerung  auf  dem  Gebiete  der  ihm 
zugewiesenen  Steuern  und  Abgaben  zu  vereiteln. 

Endlich  ist  als  die  weitestgehende  Unterbindung  und 
Beschränkung  der  Machtbefugnisse  des  Gonseils  durch  die 
Staatsgewalt  in  derjenigen  Bestimmung  des  Dekret  zu  finden, 
wonach  die  gesamte  Verwaltung  der  Dette  Publique  unter 
die  allgemeine  Staatskontrolle  gestellt  ist.   Art.  XVIII  Abs.  1. 

Diese  allgemeine  Staatskontrolle  wird  von  einem  von 
der  Regierung  zu  ernennenden  Gommissar  und  von,  dem  letz- 
teren unterstellten  Kontrolleuren,  die  bei  dem  Gonseil  accre- 
ditiert  sind,  ausgeübt. 

Der  kaiserliche  Kommissar  muß  zu  jeder  Gonseilsitzung 
eingeladen  werden,  hat  allerdings  nur  beratende  Stimme.  Er 
allein  ist  die  Vermittlungsperson  zwischen  der  Pforte  und  dem 
Gonseil.    Das  Ressort  eines  jeden  Kontrolleurs  wird  von  der 
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Regierung  näher  bestimmt.  Sowohl  der  Kommissar  als  auch 
jeder  Kontrolleur  haben  das  Recht  und  die  Pflicht,  von  der 
Verwaltung  des  Conseils  und  seiner  Reamten  sich  in  Kenntnis 
zu  setzen,  die  Geschäftsbücher  und  die  sonstigen  Dokumente 
und  endlich  den  Kassenbestand  zu  prüfen,  jedoch  sind  sie 
unter  keinen  Umständen  befugt,  sich  in  die  Verwaltung  selbst 
einzumischen.  Der  Conseil  bzw.  seine  Reamten  sind  ferner- 
hin verpflichtet,  dem  kontrollführenden  Staatsbeamten  die  zur 
Ausübung  seines  Amtes  erforderhche  Auskunft  zu  erteilen. 

Aus  den  soeben  geschilderten  Machtbefugnissen  des  tür- 
kischen Staates  über  den  Conseü  tritt  der  Gegensatz  des 
Rechtes  der  Ottomanischen  Staatsschuld  von  dem  der  Ägyp- 
tischen deutlich  hervor. 

Während  die  internationale  Finanzkommission  v.  J.  1876 
in  Ägypten  ein  allgemeines  Kontrollrecht  über  die  gesamten 
Staatsfinanzen  ausübt  und  schon  dadurch  die  Finanzhoheit  des 
Khediven  stark  unterbindet,  kennt  das  Recht  der  Ottomanischen 
Staatsschuld  eine  derartige  Institution  nicht.  Es  gibt  in  der 
Türkei  keine  Finanzkontrolle;  die  Dette  Publique  Ottomane 
kann  im  Entferntesten  nicht  als  eine  solche  angesehen  werden, 
weil  ihr  eben  ein  solches  Recht  einfach  nicht  zusteht.  Für 
die  dem  Malie  unterstellten  Finanzen  ist  der  türkische  Finanz- 
minister allein  kompetent  und  nicht  der  Conseil.  Ander- 
seits gehen  die  Refugnisse  des  letzteren  weit  über  die  Aus- 
übung eines  Kontrollrechts  hinaus,  soweit  es  sich  um  Staats- 
ausgaben und  Einnahmen  handelt,  die  ihm  allein  unterstellt 
sind.  Über  letztere  hat  der  Conseil,  wie  wir  bereits  gesehen 
haben,  sogar  ein  weitgehendes  Nutzungs-  und  Verfügungsrecht, 
das  bis  zur  vollständigen  Tilgung  der  ihm  unterstellten  Schuld 
von  selten  des  türkischen  Staates  einseitig  nicht  benommen 
werden  kann.  Nicht  die  Dette  übt  die  Kontrolle  über  die  türkischen 
Staatsfmanzen  aus,  sondern  wie  aus  dem  Artikel  XVIII  deuthch 
zu  ersehen  ist,  ist  es  der  türkische  Staat,  der  ein  Kontroll- 
recht über  die  Dette  ausübt.  Denn  daraus,  daß  der  Conseil 
beim  Abschluß  einer  ganzen  Reihe  von  Anleihen  und  Eisen- 
bahnkontrakten zwischen  der  Pforte  und  den  ausländischen 
Unternehmungen  interveniert  hat,  und  auf  diese  Weise  seinen 
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Einfluß  auf  demjenigen  Gebiet  geltend  zu  machen  verstand, 
das  an  sich  außerhalb  seines  Wirkungskreises  steht,  und 
endhch  aus  der  Tatsache  heraus,  daß  der  Gonseil  bei  Erhe- 
bung des  3*^/oigen  Zollzuschlags  tatsächUch  eine  Überwachung 
der  staatlichen  Zollbeamten  vornimmt,  ich  sage,  aus  dieser 
Tatsache  heraus  etwa  auf  ein  allgemeines  Kontrollrecht  des 
Conseils  über  die  türkischen  Staatsfinanzen  schUeßen  zu  wollen, 
geht  nicht  an. 

Ich  hebe  diesen  Gegensatz  zwischen  der  internationalen 
Staätsschuldenverwaltung  Ägyptens  von  der  der  Türkei  des- 
halb ausdrücklich  hervor,  weil  nicht  allein  in  unserer  heutigen 
Tagespresse  allgemein  von  einer  türkischen  Finanzkontrolle 
gesprochen  zu  werden  pflegt,  sondern  weil  auch  in  einigen 
wissenschaftUchen  Werken  sehr  oft  als  Beispiel  einer  inter- 
nationalen Finanzkontrolle  neben  den  ägyptischen  auch  die 
türkischen  Finanzverhältnisse  angeführt  werden.  Der  Irrtum 
ist  vielleicht  daraus  zu  erklären,  daß  diese  beiden  von  einander 
rechtlich  so  verschiedenen  Finanzinstitulionen  doch  äußerlich 
einige  Analogien  aufweisen. 

Dieser  rechtliehe  Unterschied  zwischen  den  beiden  Kom- 
missionen muß  vor  allem  gegenüber  denjenigen  Inhabern  tür- 
kischer Werte  betont  werden,  die  in  der  allerletzten  Zeit  dem 
Conseil  einen  Vorwurf  daraus  haben  machen  woflen,  daß  er 
bei  einer  ganzen  Reihe  von  zwischen  der  Pforte  und  den 
ausländischen  Unternehmern  geschlossenen  Anleihen  untätig 
geblieben  wäre ,  gleich  als  ob  dem  Conseil  durch  das  Mu- 
harremdekret  nicht  ganz  fest  bestimmte  Grenzen  gezogen 
wären  und  als  ob  der  türkische  Staat  außerhalb  des  Wir- 
kungskreises der  Dette-Publique  Ottomane  nicht  befugt  wäre, 
eigenmächtig  und  selbständig  ihre  Finanzpolitik  zu  treiben. 

Wenn  der  Dette  in  den  SOiger  und  90iger  Jahren  tat- 
sächlich die  Verwaltung  der  Garantien  gewisser,  außer  dem 
Muharremdekret  stehender  Staatsanleihen  übertragen  worden 
ist,  so  geschah  das  auf  Grund  einer  Vereinbarung  zwischen 
dem  Staate  und  den  Anleihekontrahenten  in  freiwifliger  Weise 
und  auf  Grund  des  Vertrauens,  das  der  Conseil  Dank  der 
ausgezeichneten  Führung  seiner  Geschäfte  allgemein  genoß. 


—    74  — 


Im  Laufe  der  Zeit  aber  hat  sich  der  Kredit  der  Türkei  in 
einer  Weise  gefestigt,  daß  die  Vermittlung  der  Dette  beim  Ab- 
schluß von  Verträgen  finanzieller  Natur  entbehrlich  erschien. 

Auf  diesen  Punkt  hat  Sir  Adam  Block  in  seinem  letzten 
compte-rendu  über  die  Dette  Publique  vom  Jahre  1910  nach- 
drücklich hingewiesen,  und  die  englischen  und  holländischen 
Staatsgläubiger,  deren  Vertreter  er  ist,  daran  erinnert,  daß  der 
Conseil  nur  für  das  im  Muharremdekret  bezeichnete  Gebiet 
kompetent  sei,  und  daß  seine  Entbehrlichkeit  in  der  von  dem 
Malie  geführten  Finanzverwaltung  nicht  anders  als  ein  erfreu- 
liches Zeichen  des  steigenden  Kredits  der  Pforte  anzusehen 
sei,  das  nicht  Tadel  sondern  Lob  verdiene. 
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